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Geschaéaftsbereich der Staatskanzlei

1. Abgeordnete Ich frage die Staatsregierung, wie viele Exemplare der Rede

Claudia des Ministerprasidenten Dr. Markus Soder im Rahmen der Re-
Kohler gierungserklarung im Landtag am 21.05.2026 die Staatskanzlei
(BUNDNIS im Rahmen der Offentlichkeitsarbeit der Staatsregierung dru-
90/DIE GRU-  cken lassen hat, wie viele dieser gedruckten Exemplare fiir den
NEN) Versand an Mitglieder der CSU durch die Staatskanzlei, die

CSU selbst oder andere verwendet wurden und wie hoch waren
die Druck- und Logistikkosten fur diesen Versand, die aus dem
Etat der Offentlichkeitsarbeit der Staatsregierung getragen wur-
den?

Antwort der Staatskanzlei

Die Staatsregierung hat den verfassungsméaRigen Informationsauftrag, Offentlich-
keitsarbeit zu betreiben und die Burgerinnen und Burger Uber ihre Arbeit zu infor-
mieren: Eine verantwortliche Teilhabe an der politischen Willensbildung des Volkes
setzt voraus, dass sich die Burgerinnen und Biirger umfassend Uber die Politik der
Regierung, ihre Malinahmen und Vorhaben sowie kunftig zu I6senden Fragen in-
formieren kénnen.

Die Regierungserklarung setzt den Rahmen fir die Politik der Staatsregierung. Um-
fassende und moglichst weitreichende Informationen tber ihren Gegen-stand sind
daher unerlasslich. Zum Zwecke einer uneingeschrankten Teilhabe erflllt die
Staatsregierung ihren Informationsauftrag sowohl digital als auch mittels Printpro-
dukten wie Broschiren. Von der gegenstandlichen Broschire wurden 10 000
Exemplare zum Stiickpreis von 60 Cent zzgl. MwSt. gedruckt. Davon wurden zu-
nachst rund 2 600 Exemplare durch die Staatskanzlei u. a. an Blrgermeister und
Landrate verteilt.

Wie bei allen Broschiren ermdglicht die Staatsregierung zudem eine kostenfreie
Bestellung Uiber das Broschirenportal ,bestellen.bayern.de®. In den AGB des Bro-
schirenportals ist festgehalten, dass das Angebot allen (also Blrgern, Verbéanden,
Vereinen, Unternehmen und auch Parteien) offensteht, und mit dem Bezug der Pro-
dukte das Recht erworben wird, diese flir den eigenen Bedarf zu verwenden. Die
Bestellmoéglichkeit wird von Burgerinnen und Blrgern, aber auch von Parteien rege
genutzt, wie zuletzt etwa dem GRUNEN-Ortsverband Aschheim im Stimmkreis der
Fragestellerin oder dem SPD Arbeitskreis Umwelt und Energie. Auch die CSU Lan-
desleitung hat hiervon berechtigt Gebrauch gemacht, die Broschiire der Regie-
rungserklarung bestellt und eigenstandig auf eigene Kosten verteilt.
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Geschaftsbereich des Staatsministeriums des Innern, fir Sport und In-
tegration

2. Abgeordneter Ich frage die Staatsregierung, wie viele Tatverdachtige in Bay-

Jorg ern im Jahr 2025 im Zusammenhang mit Gewalt- und Wider-
Baumann standsdelikten zum Nachteil von Polizeivollzugsbeamten er-
(AfD) fasst wurden (aufgeschlisselt nach Deliktsarten), wie sich

diese Tatverdachtigen jeweils nach ausschlieRlich deutscher
Staatsangehdrigkeit, ausschlieB3lich auslandischer Staatsan-
gehdrigkeit sowie deutscher und mindestens einer weiteren
auslandischen Staatsangehdrigkeit in absoluten Zahlen und
Prozentanteilen verteilen und ob die Staatsregierung, sofern
deutsche Mehrstaatler bislang nicht gesondert statistisch er-
fasst werden, bereit ist, diese Daten nachtraglich zu ermitteln
beziehungsweise kunftig entsprechend differenziert zu erfas-
sen?

Antwort des Staatsministeriums des Innern, fir Sport und Integration

Die Beantwortung basiert auf den Zahlen der Sonderauswertung ,Gewaltdelikte*
des Meldedienstes GewaPol. Die Sonderauswertung ,Gewaltdelikte” beinhaltet die
GewaPol-Delikte: Mord, Totschlag, Raub, einfache Korperverletzung (KV), gefahr-
liche KV, schwere KV, KV mit Todesfolge, Freiheitsberaubung, Widerstand, erpres-
serischer Menschenraub, Geiselnahme und tatlicher Angriff auf Vollstreckungsbe-
amte.

Die Tatverdachtigen, aufgeschliisselt nach deutscher und nichtdeutscher Staatsan-
gehdrigkeit, zu dem jeweiligen versuchten oder vollendeten GewaPol-Delikt kbnnen
aus der Anlage! entnommen werden.

Im Meldedienst GewaPol wird nur eine Staatsangehdorigkeit erfasst. Eine Auswer-
tung zu einer zweiten/weiteren Staatsangehdrigkeit des Tatverdachtigen ist in Ge-
waPol nicht moglich. Eine Anderung dieser Erfassungsmodalitaten ist derzeit nicht
geplant.

1 Von einem Abdruck wurde abgesehen. Die Anlage ist als pdf-Dokument hier einsehbar.
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3. Abgeordneter Ich frage die Staatsregierung, aus welchen Griinden die end-

Andreas glltigen Ergebnisse der Kommunalwahlen 2026 erst jetzt voll-
Birzele standig in der amtlichen Statistik vorliegen, ob sie diesen Zeit-
(BUNDNIS raum flr angemessen héalt und welche konkreten Schritte sie
90/DIE GRU- plant, um die Ergebnisse kinftiger Kommunalwahlen schneller
NEN) verfugbar zu machen?

Antwort des Staatsministeriums des Innern, flir Sport und Integration

Bei den allgemeinen Gemeinde- und Landkreiswahlen werden bayernweit rund
39 500 Mandatstragerinnen und Mandatstréager gewahlt.

Das Landesamt fir Statistik hat gemaf Art. 56 Abs. 1 Gemeinde- und Landkreis-
wahlgesetz (GLKrWG) die Ergebnisse der Wahlen statistisch zu bearbeiten. Die
Gemeinden und die Landkreise Ubermitteln dem Landesamt die dafir erforderlichen
Angaben; gemal 8§ 94 Abs. 2 Gemeinde- und Landkreiswahlordnung (GLKrWOQO)
veroffentlicht das Landesamt diese Ergebnisse.

Es handelt sich hierbei um die abschlieRenden Ergebnisse, die zunachst geman
Art. 19 Abs. 3 Satz 2 GLKrWG durch den Wahlausschuss festzustellen sind. Das
Landesamt ist dabei friihzeitig an die Gemeinden und Landkreise zur Ubermittlung
der Daten herangetreten. In nicht wenigen Fallen wurden die abschlieRenden Wahl-
ergebnisse durch die jeweiligen Wahlausschiisse erst Anfang April 2026 festge-
stellt — im Nachgang etwaiger Stichwahlen.

Im Landesamt erfolgte — zunachst parallel — sowohl die Bearbeitung der abschlie-
Benden Ergebnisse der Personenwahlen als auch der Gremienwahlen. Dies um-
fasst insbesondere eine statistische Zuordnung von Wahlvorschlagen zu Parteien,
Wahlergruppen und gemeinsamen Wahlvorschlagen sowie weitere Qualitatssiche-
rungsmaf3nahmen. Trotz elektronischen Meldeverfahrens hat das Landesamt meh-
rere Nachfassaktionen bei den Kommunen im Zeitraum von Mitte April bis Mitte Mai
2026 durchfihren missen, um Ergebnismeldungen von allen Gebietseinheiten
(gof. in korrigierter Form) zu erhalten.

Die abschlieBenden Ergebnisse der Wahlen der ersten Burgermeisterinnen und
Birgermeister, der Oberbirgermeisterinnen und Oberblrgermeister sowie der
Landratinnen und Landrate veroffentlicht dabei das Landesamt traditionell Anfang
Mai zum bzw. kurz nach dem allgemeinen Dienstantritt der Amtstragerinnen und
Amtstrager (01.05.); am 06.05.2026 wurde hierzu auch eine Pressemitteilung ver-
offentlicht.

Die statistische Aufbereitung und Qualitatssicherung der differenzierten Ergebnisse
der Gremienwahlen konnte erst nach vollstandigem Meldungseingang von etwa
Mitte Mai bis Mitte Juni 2026 durchgefiihrt werden. Am 17.06. 2026 hat das Lan-
desamt die abschlieBenden Ergebnisse der Wahlen der Gemeinde- und Stadtrate
sowie der Kreistage mit einer Pressemitteilung, einem Statistischen Berichtsheft so-
wie Uber die Datenbank GENESIS-Online zur Verfligung gestellt.

Das Landesamt ist bemiiht, die Verfahren zur statistischen Bearbeitung der Ergeb-
nisse und deren Veroffentlichung im Rahmen der Allgemeinen Gemeinde- und
Landkreiswahlen 2032 weiter zu beschleunigen.
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4. Abgeordneter Ich frage die Staatsregierung, wie der aktuelle Planungs- und

Cemal Umsetzungsstand des geplanten NSU-Dokumentationszent-
Bozoglu rums in Nirnberg ist, ob und gegebenenfalls mit welchem Er-
(BUNDNIS gebnis mit Bundesminister des Innern Alexander Dobrindt, dem
90/DIE GRU- Bundesministerium des Innern und/oder der Bundeszentrale
NEN) fur politische Bildung bereits Gesprache gefiihrt oder konkrete

Vereinbarungen uUber das weitere Vorgehen getroffen wurden
sowie wie die Staatsregierung den Umstand bewertet, dass fur
das Vorhaben nach aktuellen offentlichen AuRerungen des
Bundes bislang keine gesicherte Finanzierung im Bundeshaus-
halt erkennbar ist?

Antwort des Staatsministeriums des Innern, fir Sport und Integration

Bei der geplanten Errichtung eines Dokumentationszentrums zur Aufarbeitung der
Verbrechen des rechtsterroristischen NSU handelt es sich um ein Projekt des Bun-
des, das bereits in der letzten Legislaturperiode initiiert wurde und von der aktuellen
Bundesregierung mit dem Standort in Nirnberg fortgefuhrt wird. Das Staatsminis-
terium des Innern, fiir Sport und Integration begri3t das diesbezigliche Engage-
ment des Bundes nachdricklich.

Planung, Konzeptionierung, Finanzierung und Umsetzung dieses Projekts erfolgen
durch den Bund; der Freistaat ist daran nicht unmittelbar beteiligt. Zum aktuellen
Umsetzungstand auf Bundesebene wird auf die Antwort der Bundesregierung auf
eine Anfrage zum Sachstand des Aufbaus des NSU-Dokumentationszentrums in
Ndrnberg in der BT-Drs. 21/5580 des Deutschen Bundestags — 21. Wahlperiode
verwiesen.
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5. Abgeordneter Vor dem Hintergrund des PolizeigroReinsatzes am 19.06.2026

Andreas im Bereich der Hochfeldstral3e in Augsburg, bei dem sich nach
Jurca Medienberichten ein Mann in einem psychischen Ausnahmezu-
(AfD) stand im Gleisbereich aufhielt und der Bahnverkehr rund um

den Augsburger Hauptbahnhof mehrere Stunden gesperrt wer-
den musste, frage ich die Staatsregierung, wann der Einsatz
begann und beendet wurde, wie viele Krafte der Bayerischen
Polizei und weiterer bayerischer Stellen daran beteiligt waren
und aus welchen konkreten Griinden die Sperrung des Bahn-
verkehrs tber mehrere Stunden erforderlich war?

Antwort des Staatsministeriums des Innern, fir Sport und Integration

Der Einsatz begann am 19.06.2026 um 09:12 Uhr mit dem Eingang der Erstmel-
dung beim Polizeiprasidium Schwaben Nord und endete um 13:32 Uhr mit dem Ab-
schluss der erforderlichen VerkehrsmalRnahmen. In der Spitze waren 54 Einsatz-
krafte der Bayerischen Polizei eingesetzt. Ferner waren etwa 20 nicht-polizeiliche
Einsatzkrafte beteiligt. Die suizidgefahrdete Person befand sich zunachst im Gleis-
bereich und anschlieBend auf einer Briicke Uber den Gleisen. Hierdurch bestand
eine akute Gefahrdung sowohl fur die betroffene Person als auch fur Fahrgéste und
Einsatzkréfte, insbesondere aufgrund der Nahe zu den Oberleitungen. Zur Gewahr-
leistung der Eigensicherung der Einsatzkréfte, zur Durchfuhrung der notwendigen
MalRnahmen sowie zur Versorgung der Person musste der Zugverkehr in den be-
troffenen Abschnitten voribergehend gesperrt werden.
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6. Abgeordneter Ich frage die Staatsregierung, wie viele Wohnheime oder sons-

Christoph tige besondere Unterbringungseinrichtungen fir strafféllig ge-
Maier wordene Asylbewerber es in Bayern gibt, auf welcher rechtli-
(AfD) chen Grundlage diese gegebenenfalls betrieben werden und

wo befinden sich diese Einrichtungen jeweils?

Antwort des Staatsministeriums des Innern, fir Sport und Integration

In Bayern gibt es die nach dem Gesetz tber die Aufnahme und Unterbringung der
Leistungsberechtigten nach dem Asylbewerberleistungsgesetz vorgesehenen Asyl-
unterkinfte. Besondere Einrichtungen im Sinne der Fragestellung kennt das Auf-
nahmegesetz nicht.
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7. Abgeordneter Ich frage die Staatsregierung, wie viele Personen mit Stand zum

Johannes Zeitpunkt der Beantwortung der Anfrage im Freistaat als is-
Meier lamistische Gefahrder eingestuft sind, wie viele dieser Perso-
(AfD) nen im Regierungsbezirk Mittelfranken wohnen oder sich ge-

wohnlich dort aufhalten und wie viele dieser Personen im Be-
reich der Stadt und des Landkreises Ansbach wohnen oder sich
gewohnlich dort aufhalten?

Antwort des Staatsministeriums des Innern, fir Sport und Integration

Mit Stand 31.05.2026 sind polizeilicherseits gemaf bundesweit einheitlichen Richt-
linien in Bayern 31 Personen im Phdnomenbereich der Politisch Motivierten Krimi-
nalitat (PMK)- religitse ldeologie als Gefahrder eingestuft. Davon befinden sich im
Inland sechs Personen auf freiem Ful3.

Dartberhinausgehende Informationen kénnten aufgrund der geringen Quantitaten
konkrete Rickschlisse auf die Arbeitspraxis der beteiligten Sicherheitsbehdrden im
Zusammenhang mit den betroffenen Personen als Gefahrder ermdglichen.

Soweit parlamentarische Anfragen Umstande betreffen, die aus Grinden des
Staatswohls geheimhaltungsbedurftig sind, hat die Staatsregierung zu prifen, ob
und auf welche Weise die Geheimhaltungsbedurftigkeit mit dem parlamentarischen
Informationsanspruch in Einklang gebracht werden kann. Das Staatsministerium
des Innern, fir Sport und Integration ist nach sorgféaltiger Abwagung zu der Auffas-
sung gelangt, dass aus Geheimhaltungsgriinden die Fragen nicht beantwortet wer-
den kdnnen.
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8. Abgeordneter Ich frage die Staatsregierung, wie hoch die jahrlichen Kosten

Johann des Bayerischen Landesamts fiir Datenschutzaufsicht
Miller (BayLDA) seit 2018 waren (bitte tabellarisch getrennt nach Be-
(AfD) hérde und Jahr aufschlisseln), welche konkreten Zustandigkei-

ten, Aufgaben, Befugnisse, Tatigkeitsfelder und Arbeitspro-
zesse des Bayerischen Landesbeauftragten fir den Daten-
schutz und des BayLDA sich nach Kenntnis der Staatsregierung
Uberschneiden oder funktionale Doppelstrukturen aufweisen
und welche konkreten Verwaltungsvorschriften, Vollzugshin-
weise, Dienstanweisungen, Prifleitfaden, Orientierungshilfen,
BuRgeldleitlinien, internen Weisungen oder sonstigen Doku-
mente regeln den Vollzug der datenschutzrechtlichen Aufgaben
des BayLDA (bitte samtliche Dokumente der Antwort als Anlage
beifligen oder, soweit dffentlich verfligbar, die jeweiligen Fund-
stellen bzw. Internetlinks angeben)?

Antwort des Staatsministeriums des Innern, fir Sport und Integration

Die Ausgaben des Bayerischen Landesamts flir Datenschutzaufsicht (BayLDA) seit
2018 konnen der anliegenden Tabelle? entnommen werden.

Die Aufgaben und Befugnisse der Datenschutzaufsichtsbehérden ergeben sich in
erster Linie aus der Datenschutz-Grundverordnung (Art. 57f. DSGVO).

In Bayern ist das BayLDA gemé&R Art. 18 Abs. 1 Satz 1 Bayerisches Datenschutz-
gesetz (BayDSG) die zustandige Aufsichtsbehérde fir die nicht-6ffentlichen Stellen;
seine Tatigkeit richtet sich nach dem Bundesdatenschutzgesetz (BDSG). Der Bay-
erische Landesbeauftragte fur den Datenschutz (BayLfD) Uberwacht geman Art. 15
Abs. 1 Satz 1 BayDSG die Einhaltung des Datenschutzes bei den 6ffentlichen — ins-
besondere staatlichen und kommunalen — Stellen; seine Téatigkeit richtet sich nach
dem BayDSG. Zu Uberschneidungen der Zustandigkeiten kommt es daher nicht.

Das BayLDA handelt als Datenschutzaufsichtsbehdrde nach Art. 52 Abs. 1 der
DSGVO bei der Erflllung seiner Aufgaben sowie bei der Ausiibung seiner Befug-
nisse vollig unabhangig. Die Staatsregierung regelt daher nicht den Vollzug der da-
tenschutzrechtlichen Aufgaben des BayLDA.

Das BayLDA legt seiner Vollzugspraxis zur Sicherstellung eines einheitlichen Voll-
zugs der DSGVO Grundsatzentscheidungen wie insbesondere Leitlinien des Euro-
paischen Datenschutzausschusses zu Grunde (diese sind auf der Website des Eu-
ropaischen Datenschutzausschusses abrufbar3). Durch die Geschéaftsordnung der
DSK wird eine Selbstbindung des BayLDA an Beschlisse der DSK geregelt (die
Geschaftsordnung und Beschlisse sind auf der Website der DSK abrufbar?).

2 Von einem Abdruck wurde abgesehen. Die Anlage ist als pdf-Dokument hier einsehbar.
3 https://www.edpb.europa.eu/documents_de
4 https://www.datenschutzkonferenz-online.de/dsk.html


file://///filesrv.baylt.landtag.de/ElanText/ElanTextAblage_WP19/Drucksachen/Basisdrucksachen/0000009500/0000009927_Müller%20J_ANL.pdf
https://www.edpb.europa.eu/documents_de
https://www.datenschutzkonferenz-online.de/dsk.html
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9. Abgeordnete Ich frage die Staatsregierung, ob sie anerkennt, dass dem Frei-

Verena staat aufgrund des Beginns der NSU-Mordserie in Bayern und
Osgyan der drei in Nlrnberg veriibten NSU-Morde eine besondere Ver-
(BUNDNIS antwortung fir die Aufarbeitung des NSU-Komplexes zu-
90/DIE GRU-  kommt, welche konkreten konzeptionellen, organisatorischen
NEN) oder standortbezogenen Vorbereitungen seit der Festlegung

Nurnbergs als Standort des geplanten NSU-Dokumentations-
zentrums durch den Freistaat getroffen oder angestof3en wur-
den sowie wie die Staatsregierung sicherstellen will, dass die
Perspektiven der Opferfamilien und Uberlebenden des NSU bei
der weiteren Ausgestaltung des Standorts Nirnberg beriick-
sichtigt werden?

Antwort des Staatsministeriums des Innern, fir Sport und Integration

Bei der geplanten Errichtung eines Dokumentationszentrums zur Aufarbeitung der
Verbrechen des rechtsterroristischen NSU handelt es sich um ein Projekt des Bun-
des, das bereits in der letzten Legislaturperiode initiiert wurde und von der aktuellen
Bundesregierung fortgefiihrt wird. Als Standort des Dokumentationszentrums
wurde im Koalitionsvertrag auf Bundesebene Nurnberg bestimmt. Funf der neun
NSU-Morde — drei in Nurnberg und zwei in Miinchen — sind in Bayern verubt wor-
den. Dass es den Sicherheits- und Ermittlungsbehdrden trotz gré3ter Anstrengun-
gen nicht gelungen ist, die Rechtsterroristen des NSU zu stoppen, bewegt bis heute.
Das Staatsministerium des Innern, flr Sport und Integration begrit das Engage-
ment des Bundes, die weitere Aufarbeitung der schrecklichen NSU-Morde in Form
eines Erinnerungsprojekts anzugehen und ein NSU-Dokumentationszentrum in
Ndrnberg zu errichten, nachdricklich.

Planung, Konzeptionierung und Umsetzung dieses Projekts erfolgt durch den Bund;
der Freistaat ist daran nicht unmittelbar beteiligt. Zum aktuellen Umsetzungsstand
auf Bundesebene wird auf die Antwort der Bundesregierung auf eine Anfrage zum
Sachstand des Aufbaus des NSU-Dokumentationszentrums in Nirnberg in der BT-
Drs. 21/5580 des Deutschen Bundestags — 21. Wahlperiode verwiesen.
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10. Abgeordneter  Vor dem Hintergrund der von der Bundesanstalt fur Finanz-

Tim dienstleistungsaufsicht (BaFin) angeordneten aufsichtsrechtli-
Pargent chen MalRnahmen gegentiber Gesellschaften der Deutsche Fi-
(BUNDNIS nance Group frage ich die Staatsregierung, wie hoch nach ak-
90/DIE GRU- tuellem Stand die bereits realisierten Wertberichtigungen sowie
NEN) das noch bestehende Verlustrisiko der Bayerischen Versor-

gungskammer (BVK) aus ihren tber Fonds der Deutsche Fi-
nance Group getatigten US-Immobilieninvestments sind (bitte
nach einzelnen Fonds sowie nach bereits realisierten Wertbe-
richtigungen und noch bestehendem Verlustrisiko aufschlis-
seln), welche Erkenntnisse der Staatsregierung dariiber vorlie-
gen, ob Fonds, an denen die BVK unmittelbar oder mittelbar
beteiligtist, von den aktuellen aufsichtsrechtlichen MaZnahmen
der BaFin betroffen sind oder mit diesen in einem sachlichen
Zusammenhang stehen, und seit wann liegen der Staatsregie-
rung Erkenntnisse tber Mandatsbeendigungen oder Wechsel
der Alternative Investment Fund Manager (AIFM) bei Zielfonds
vor, in die die BVK investiert ist?

Antwort des Staatsministeriums des Innern, fur Sport und Integration

Der jeweils aktuelle Stand der Wertberichtigungen sowie des Verlustrisikos der Bay-
erischen Versorgungskammer (Versorgungskammer) aus ihren tUber Fonds der
Deutschen Finance Group getatigten US-Immobilieninvestments ist der Website
der Versorgungskammer, die laufend aktualisiert wird, zu entnehmen®.

Der Staatsregierung liegen keine gesonderten Erkenntnisse vor, ob Fonds, an de-
nen die Versorgungskammer unmittelbar oder mittelbar beteiligt ist, von den aktu-
ellen aufsichtsrechtlichen MaRnahmen der Bundesanstalt fir Finanzdienstleis-
tungsaufsicht betroffen sind oder ob diese in einem sachlichen Zusammenhang da-
mit stehen.

Das Staatsministerium des Innern, fur Sport und Integration wurde Anfang Oktober
2025 Uber die Kindigung des Mandats eines AIFM sowie Anfang Juni 2026 Uber
die Teilkiindigung des Mandats eines weiteren AIFM informiert.

5

https://www.versorgungskammer.de/US-Immobilien


https://www.versorgungskammer.de/US-Immobilien
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11. Abgeordneter Ich frage die Staatsregierung, welche Erkenntnisse ihr tber die

Markus Hintergriinde, Aktivitaten, Kontakte und das Wirkungsumfeld
Rinderspa- sowie Uber Identitat, Aufenthaltsdauer, Tatigkeitsprofil, Kontakt-
cher personen und Netzwerke der Beschuldigten vorliegen, die nach
(SPD) Medienberichten am 20.05.2026 in Minchen festgenommen

wurden, gegen die die Bundesanwaltschaft wegen des Ver-
dachts geheimdienstlicher Agententatigkeit fir einen chinesi-
schen Nachrichtendienst ermittelt, bei welchen bayerischen
Hochschulen, Forschungseinrichtungen, Unternehmen oder
sonstigen Institutionen fanden Ermittlungs- oder Beweissiche-
rungsmafRnahmen statt und hat das Bayerische Landesamt fiir
Verfassungsschutz vor den Festnahmen Warnungen oder Sen-
sibilisierungshinweise an betroffene Einrichtungen ausgespro-
chen?

Antwort des Staatsministeriums des Innern, fir Sport und Integration

Die Anfrage zum Plenum betrifft Sachverhaltskomplexe, die Gegenstand von Er-
mittlungen des Generalbundesanwaltes beim Bundesgerichtshof (GBA) sind. Der
GBA ist eine Bundesbehorde, die der Aufsicht und Leitung des Bundesministeriums
der Justiz und fir Verbraucherschutz unterliegt (§ 147 Nr. 1 des Gerichtsverfas-
sungsgesetzes — GVG). Im Rahmen der dem GBA gesetzlich zugewiesenen Straf-
verfolgungszustéandigkeit (vgl. § 42a GVG i. V. m. § 120 GVG) wird dieser als Jus-
tizbehorde des Bundes tatig (vgl. 8 120 Abs. 6 GVG) und unterliegt demnach grund-
satzlich nicht der Kontrolle eines Landesparlaments. Der parlamentarische Informa-
tionsanspruch des Landtags kann sich daher nicht auf Tatigkeiten des Generalbun-
desanwalts beziehen. Soweit Erkenntnisse aus den vom GBA gefiihrten Ermittlun-
gen mitgeteilt werden mussten oder die Antworten eng mit dem Gegenstand seiner
Ermittlungen verknlpft sind, kann die Staatsregierung daher keine Auskunft ertei-
len. Dies gilt unabhéngig davon, ob die Ermittlungen bis zur Ubernahme der Straf-
verfolgung durch den GBA zunachst in Landeszustandigkeit gefihrt wurden und
auch fur Erkenntnisse bayerischer Polizeibehtérden und des Bayerischen Landes-
amtes fur Verfassungsschutz (BayLfV).

Allgemein ist darauf hinzuweisen, dass das BayLfV im Rahmen seines gesetzlichen
Auftrags fortlaufend zielgerichtete Praventionsangebote zur Spionageabwehr fir
bayerische Unternehmen und Forschungseinrichtungen bereitstellt.
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12. Abgeordneter Ich frage die Staatsregierung, fiir welche bayerischen Kommu-

Harry nen konnte der kommunale Haushalt fiir 2026 bzw. 2026/2027
Scheuen- wegen der akuten Finanzsituation bayerischer Kommunen
stuhl rechtsaufsichtlich nicht genehmigt bzw. nur unter Auflagen
(SPD) rechtsaufsichtlich genehmigt werden (bitte Angabe, gegliedert

nach Regierungsbezirken, Landkreisen, kreisfreien Stadten
und Gemeinden sowie unter Angabe der Griinde der Nichtge-
nehmigung bzw. Auflagen fir die Genehmigung) und wie hat
sich diese Situation der Nichtgenehmigung bzw. Genehmigung
unter Auflagen in den letzten zehn Jahren entwickelt?

Antwort des Staatsministeriums des Innern, fir Sport und Integration

Dem Staatsministerium des Innern, flr Sport und Integration (StMI) liegen im Hin-
blick auf die Entwicklung der Jahre 2017 bis 2025 die nachfolgende kumulierte
Werte zum Stichtag 30. Juni des jeweiligen Jahres in bayernweiter Gesamtbetrach-
tung vor:

(alle Angaben in

Prozent) 2017 2018 2019 2020 2021 2022 2023 2024 2025

zum Stichtag
30.06.
vorgelegte
Haushalte
davon genehmi-
gungspflichtig

857 | 57,7 | 836 | 76,5 | 84,1 | 836 | 829 | 843 | 81,2

48,0 | 46,3 | 51,2 | 52,8 | 554 | 52,5 | 51,0 | 51,9 | 50,3

ohne Einschran-
kungen 84,4 | 89,9 | 875 858 | 859 | 824 | 78,7 | 758 | 76,0
genehmigt

mit Einschrén-
kungen geneh- 7,6 3,3 5,2 49 57 7,2 8,7 9,9 12,6
migt

davon mit Kre-

. - 20,3 | 14,8 10,9 293 | 27,3 | 24,6 | 23,7 | 30,3 | 38,7
ditrestriktionen

Noch nicht ge-

. 8,0 7,2 8,0 9,6 84 104 | 125 | 14,5 | 11,2
nehmigt

davon wegen

Problemen bei
der Genehmi-
gungsféhigkeit

10,3 8,5 14 7,5 7,5 7,5 12,8 | 146 | 13,8
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Von allen vorgelegten Haushalten erreichten

die Mindestzufiih-
rung zum
Vermoégenshaus-
halt

89,5 | 91,8 | 91,9 | 857 | 757 | 834 | 771 | 726 | 70,9

nicht die Mindest-
zufiihrung

zum Vermogens-
haushalt

10,5 8,2 8,1 143 | 243 | 166 | 22,9 | 274 | 29,1

keinen Ausgleich
des
Verwaltungs-
haushalts 35 25 31 57 10,9 7.7 12,0 | 158 | 157
(keine Zufuihrug
zum Vermogens-
haushalt)

Zur aktuellen Haushaltslage der kreisfreien Stadte und Landkreise ergibt sich auf
Grundlage einer Abfrage zum Stichtag 24.04.2026 folgendes Bild:

Oberbayern: Von den 20 Landkreishaushalten wurden bislang 16 genehmigt, ein
Haushalt zur Uberarbeitung zuriickgegeben und drei befinden sich noch in Priifung.
Von den drei kreisfreien Stadten wurden zwei Haushalte genehmigt; bei der Stadt
Ingolstadt wurden Kredit- und Verpflichtungserméachtigungen versagt.

Niederbayern: Der Haushalt der Stadt Passau wurde genehmigt, bei der Stadt
Straubing erfolgte eine Teilversagung, der Haushalt der Stadt Landshut lag noch
nicht vor. Die Landkreishaushalte wurden Uberwiegend genehmigt oder befinden
sich im Genehmigungsverfahren.

Beim Landkreis Regen erfolgte die Kreditgenehmigung unter Auflagen; beim Land-
kreis Freyung-Grafenau dauert die Prifung noch an.

Oberpfalz: Versagungen oder Riickgaben zur Uberarbeitung gab es bislang nicht.
Die Haushalte der kreisfreien Stadte wurden ohne Auflagen genehmigt. Die Land-
kreishaushalte befinden sich Gberwiegend noch in Prifung, gelten nach derzeitigem
Stand jedoch als genehmigungsfahig.

Oberfranken: Die Haushalte der Stadte Bamberg, Bayreuth und Coburg sind ge-
nehmigt bzw. genehmigungsfahig; der Haushalt der Stadt Hof befand sich noch in
Prifung. Die Landkreishaushalte sind Gberwiegend genehmigungsfahig, lediglich
der Haushalt des Landkreises Kronach lag noch nicht vor. In nahezu allen Land-
kreisen wurden die Kreisumlagen erhoht.

Mittelfranken: Der Haushalt der Stadt Erlangen wurde versagt. Der Haushalt der
Stadt Nurnberg wurde mit einer Teilversagung der Krediterméchtigungen geneh-
migt; die Haushalte der Stadte Ansbach, Firth und Schwabach sowie aller sieben
Landkreise wurden genehmigt.

Unterfranken: Alle Landkreishaushalte wurden genehmigt. Von den drei kreisfreien
Stadten wurden zwei Haushalte genehmigt; die Stadt Schweinfurt wurde zur Uber-
arbeitung ihres Haushalts aufgefordert.
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Schwaben: Die Haushaltsunterlagen liegen vollstandig vor. Erste Genehmigungen
wurden erteilt; Versagungen oder Riickgaben gab es bislang nicht. Bei einzelnen
noch laufenden Prifverfahren kénnen Rickgaben derzeit jedoch nicht ausge-
schlossen werden.

Im Ubrigen liegen die angefragten Daten dem StMI nicht in statistisch auswertbarer
Form vor und kdnnen auch unter Berticksichtigung der Bedeutung des parlamenta-
rischen Fragerechts (Art. 13 Abs. 2, 16a Abs. 1 und 2 Satz 1 Bayerische Verfas-
sung) in der fur die Beantwortung der Anfrage zum Plenum zur Verfligung stehen-
den Zeit, nicht mit verhaltnismaRigen Verwaltungsaufwand ermittelt werden.
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13. Abgeordneter Ich frage die Staatsregierung, welche Trainingsmdglichkeiten

Florian in Bayern derzeit flr das Schie3training mit der Mitteldistanz-
Siekmann waffe FN-SCAR bestehen (bitte Schie3platze bzw. Einrichtun-
(BUNDNIS gen namentlich auffiihren), welche dieser Trainingsmaéglichkei-
90/DIE GRU- ten kiinftig wegfallen (z. B. durch Eigenbedarfe der Bundes-
NEN) wehr) und welcher Ersatz fiir die wegfallenden Trainingsmég-

lichkeiten ist bereits gesichert?

Antwort des Staatsministeriums des Innern, flir Sport und Integration

Das Schieftraining mit der Mitteldistanzwaffe FN-SCAR wird an Standorten bzw. in
SchieBanlagen der Préasidien der Bayerischen Landespolizei und der Bayerischen
Bereitschaftspolizei durchgefihrt. Die Bayerische Polizei unterhélt fir diese Zwecke
entsprechende eigene Schiel3anlagen.

Darliber hinaus werden die bestehenden Bedarfe — nach Wirtschatftlichkeitsbetrach-
tung — auch durch eine Vielzahl von Anmietungen privater und die Mithutzung an-
derer behordlicher SchieRanlagen oder von Schie3anlagen der Bundeswehr ge-
deckt. Da die Koordination des Schief3trainings dezentral den zustandigen Polizei-
verbanden obliegt und die entsprechenden Bedarfe nicht zentral verwaltet werden,
liegt keine Ubersicht samtlicher bayernweit in Nutzung befindlicher SchieRanlagen
vor. Eine solche ist in der Kiirze der Zeit auch nicht zu erheben.

Die Auswirkungen durch den mdglichen zukiinftigen Wegfall von Schiel3anlagen der
Bundeswehr werden durch die jeweiligen Verbande geprift. Zum jetzigen Zeitpunkt
liegen dem Staatsministerium des Innern, fir Sport und Integration jedoch keine
konkreten Bedarfsanmeldungen vor, die potenziell wegfallende Kapazitaten abde-
cken sollen.



Drucksache 19/12945 Bayerischer Landtag 19. Wahlperiode Seite 16

14. Abgeordneter Ich frage die Staatsregierung, wie viele Einblrgerungen im Frei-

Markus staat je in den Monaten April, Mai und Juni des Jahres 2026 er-
Walbrunn folgten?
(AfD)

Antwort des Staatsministeriums des Innern, fir Sport und Integration

Nach der internen Erhebung des Staatsministeriums des Innern, fir Sport und In-
tegration wurden im April 2026 5 591 Personen und im Mai 2026 4 327 Personen
in Bayern eingeburgert. Die Zahlen fir Juni liegen derzeit noch nicht vor.
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Geschaftsbereich des Staatsministeriums fiir Wohnen, Bau und Verkehr

15. Abgeordneter  Ich frage die Staatsregierung, wann die Haltepunkte Aufhausen

Johannes und St. Koloman auf der Bahnstrecke Minchen — Muhldorf wie-
Becher der reguléar angefahren werden, weshalb die urspriinglich vor-
(BUNDNIS gesehene Gleiserneuerung auf dieser Strecke verschoben
90/DIE GRU-  wurde und wie sichergestellt wird, dass es beim derzeit ange-
NEN) kiindigten Zeit-plan nicht erneut zu Verzogerungen kommt?

Antwort des Staatsministeriums fiir Wohnen, Bau und Verkehr

Das bundeseigene Schieneninfrastrukturunternehmen DB InfraGO (DB) ist flir den
Aus- und Neubau sowie die Instandhaltung des Schienennetzes der S-Bahn Min-
chen verantwortlich.

Nach Aussage der DB hat sich die erforderliche Gleiserneuerung auf der Strecke
Markt Schwaben — Erding aufgrund von bundesweit hohem Bauaufkommen sowie
stark ausgelasteter Kapazitdt am Markt verschoben. Zum jetzigen Zeitpunkt sind
die erforderlichen Arbeiten laut DB im Herbst 2026 vorgesehen. Bis dahin missen
die Halte Aufhausen und St. Koloman mit Ersatzbussen bedient werden.

Der Freistaat fordert von der verantwortlichen DB eine ziigige Behebung der Gleis-
schaden, damit die Halte moglichst bald wieder bedient werden kénnen.
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16. Abgeordneter
Dr. Markus
Buchler
(BUNDNIS
90/DIE GRU-
NEN)

Ich frage die Staatsregierung, inwieweit gibt es seitens der
Staatsregierung beziehungsweise der Bayerischen Eisenbahn-
gesellschaft  Uberlegungen, weniger SPNV-Leistungen
(SPNV = Schienenpersonennahverkehr) zu bestellen bezie-
hungsweise SPNV-Leistungen abzubestellen, nachdem der
Europdische Gerichtshof im Méarz entschieden hat, dass die im
deutschen Recht verankerte SPNV-Trassenpreisbremse nicht
mit dem Unionsrecht vereinbar ist, und die Bundesnetzagentur
beabsichtigt, hinsichtlich des Trassenpreissystems (TPS) 2025
und des nachfolgenden TPS 2026 von Amts wegen Verfahren
zur Aufhebung der bisherigen Genehmigungen und zur Neube-
scheidung der Antrége einzuleiten, was zu hoheren SPNV-
Trassenpreisen fuihren durfte, auf welchen Strecken wird tber
Abbestellungen in Bayern nachgedacht und welcher Umfang
an Kirzungen wird angestrebt?

Antwort des Staatsministeriums flir Wohnen, Bau und Verkehr

Die Bundesnetzagentur hat bisher noch nicht final iber neue Infrastrukturnutzungs-
entgelte fur den Schienenpersonennahverkehr (SPNV) in den Jahren 2025 und
2026 entschieden. Erst wenn die Hohe bekannt ist, kann der Freistaat entscheiden,

ob und wie darauf beim SPNV-Angebot in Bayern zu reagieren ist.
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17. Abgeordneter Ich frage die Staatsregierung, ob es zutrifft, dass die Tunnel-

Holger baumaRnahme in Kauerndorf (Landkreis Kulmbach) aufgrund

GrieBham- von enormen Kostensteigerungen ausgesetzt bzw. verschoben

mer wird, wie hoch aktuell die Kosten der gesamten Baumafinahme

(SPD) sind und mit welchen Kostensteigerungen ist insgesamt zu
rechnen?

Antwort des Staatsministeriums fiir Wohnen, Bau und Verkehr

Es trifft nicht zu, dass die Baumaflinahme in Kauerndorf aus Kostengriinden aus-
gesetzt oder verschoben wurde.

Die Gesamtkosten der Ortsumgehung wurden jingst fortgeschrieben und betragen
147 Mio. Euro. Darin sind alle bekannten Kostensteigerungen bertcksichtigt.
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18. Abgeordnete Ich frage die Staatsregierung, welche Kenntnisse ihr Gber die

Sabine Anzahl von Hitzeschaden an den Staatsstraf3en in den letzten
Gross funf Jahren vorliegen (bitte aufgegliedert nach Jahr und be-
(SPD) troffener Stral3e), wie hoch die Anzahl der Vollsperrungen von

Staatsstrafl3en infolge von Hitzeschaden ist (bitte aufgegliedert
nach Jahr und betroffener Stral3e) und welche MaRnahmen er-
greift die Staatsregierung, um angesichts steigender Tempera-
turen in Zukunft Hitzeschaden an den Staatsstra3en einzudam-
men?

Antwort des Staatsministeriums fiir Wohnen, Bau und Verkehr

Bei den StaatsstrafRen gab es in den angefragten letzten 5 Jahren allenfalls verein-
zelte hitzebedingte Schaden, die zu keinen wesentlichen Sperrungen gefihrt haben
und schnellstméglich behoben wurden.

So wurde bei der aktuellen Hitzeperiode im Juni 2026 lediglich eine hitzebedingte
Sperrung einer Staatsstraf’e gemeldet (Landkreis Coburg: Sperrung der St 2708
zwischen Worlsdorf und Furth a. Berg).

Aus den genannten Grinden erfolgt keine flachendeckende statistische Erfassung
hitzebedingter Schaden an Staatsstralen in Bayern.

Ublicherweise haben Staatsstralen Asphaltdeckschichten. Bei sehr hohen Tempe-
raturen erweicht das Bindemittel und es kann zu Verformung der Fahrbahnober-
flache kommen. Bei sehr geringen Temperaturen nimmt das Bindemittel im Asphalt
eine sehr starre Konsistenz an, welche bei einer starken Belastung zu Rissen fiihren
kann. Die technischen Anforderungen muissen daher stets, und somit auch in Zu-
kunft, abgewogen werden. Erwartete hohere Temperaturen finden dabei Bertck-
sichtigung in harteren Bindemitteln, es missen aber auch die niedrigeren Tempe-
raturen im Winter bedacht werden. Ein zu hartes Bindemittel fihrt zu Rissen und
somit auch zur Schadigung der Stral3e. Diese konkurrierenden Anforderungen er-
fordern Kompromisse.
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19. Abgeordneter
Volkmar
Halbleib
(SPD)

Nachdem die BayernHeim GmbH als staatliche Wohnungsbau-
gesellschaft den Auftrag hat, bezahlbaren Wohnraum zu schaf-
fen, die 87 neu errichteten Wohnungen in der Jenny-Haus-
mann-StralRe auf dem Wiirzburger Hubland jedoch trotz Wohn-
raummangels seit Monaten leer stehen, frage ich die Staatsre-
gierung, wegen welcher baulichen, organisatorischer oder
rechtlicher Mangel beziehungsweise entsprechender Prifpro-
zesse (bitte aufgelistet mit der jeweils verantwortlichen Stelle)
die Wohnungen nach ihrer baulichen Fertigstellung und der im
Januar 2026 angekuindigten sofortigen Vermietung bislang nicht
bezogen werden konnten, welche MalRnahmen die Staatsregie-
rung ergreift, um vergleichbare langerfristige Leerstande staat-
licher Wohnungsbauprojekte kiinftig zu verhindern und wann
nach aktuellem Stand samtliche Wohnungen tatsachlich an
Mieterinnen und Mieter Gibergeben werden kénnen?

Antwort des Staatsministeriums flir Wohnen, Bau und Verkehr

Die Wohnungen der BayernHeim GmbH in der Jenny-Hausmann-Stral3e in Wirz-
burg sind seit 15.05.2026 in der Vermietung. Der BayernHeim GmbH liegen aktuell
mehr als 80 Bewerbungen vor, die derzeit gepruft und bearbeitet wer-den. Der Ab-
schluss der Mietvertrdge und der Bezug der Wohnungen wird sukzessive erfolgen.

Ein zeitlicher Abstand zwischen der baulichen Fertigstellung und dem Bezug der
Wohnungen ist bei Wohnungsneubauten grundsétzlich nicht ungewdhnlich. Bei
dem Neubau in Wirzburg mussten Méangelbeseitigungen durch die Baufirmen be-
endet werden, prufpflichtige Unterlagen von der BayernHeim GmbH Uberarbeitet
und bei der Bewilligungsstelle neu eingereicht werden und anschliel3end die orga-
nisatorischen Ablaufe fur die Vermietung in den IT-Systemen kaufmannisch bei der
BayernHeim GmbH eingerichtet werden.
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20. Abgeordnete Ich frage die Staatsregierung, wie der aktuelle Stand einer még-

Eva lichen Reaktivierung der Bahnhalte Hergensweiler, Schlach-
Lettenbauer ters, WeilRensberg, Oberreitnau und Lindau-Aeschach entlang
(BUNDNIS der Bahnstrecke Buchloe — Lindau (KBS 970 bzw. 971) ist, von
90/DIE GRU-  welchen Faktoren die Reaktivierung abhangt und wann ist mit
NEN) einer Reaktivierung der jeweiligen Halte zu rechnen?

Antwort des Staatsministeriums fiir Wohnen, Bau und Verkehr

Die Baumalinahmen zur Verkehrsstation Lindau-Aeschach haben im Méarz 2026
begonnen, die Inbetriebnahme ist zum Fahrplanwechsel im Dezember 2027 ge-
plant.

Beziiglich der neuen Haltepunkte Lindau-Oberreitnau, WeiRensberg, Schlachters
und Hergensweiler hat der Freistaat die DB InfraGO AG damit beauftragt, die Pla-
nungsleistungen bis zum Abschluss der Genehmigungsplanung fortzufiihren. Herr
Staatsminister Bernreiter hat die verantwortliche DB InfraGO AG mehrfach aufge-
fordert, einen belastbaren Umsetzungszeitplan vorzulegen und die Offentlichkeit
Uber den aktuellen Sachstand zu informieren.
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21. Abgeordneter  Ich frage die Staatsregierung, welche Folgen fiir Bauvorhaben

Jurgen der drei staatlichen Wohnbaugesellschaften sie mit Blick auf
Mistol den Klimawandel und zunehmende Hitzeperioden aus 8§ 14 Ge-
(BUNDNIS baudeenergiegesetz (Sommerlicher Warmeschutz) zieht und
90/DIE GRU- inwiefern ist es zur Herstellung von Rechtssicherheit gesetzge-
NEN) berisch zweckmafRig, einen Mindeststandard fur Raumtempe-

raturen im Sommer herzustellen?

Antwort des Staatsministeriums fir Wohnen, Bau und Verkehr im Einverneh-
men mit dem Staatsministerium fur Wirtschaft, Landesentwicklung und
Energie:

§ 14 Gebaudeenergiegesetz (GEG) setzt bereits Mindeststandards, die sich in der
Praxis bewahrt haben. Ein Gebaude ist so zu errichten, dass der Sonneneintrag
durch einen ausreichenden baulichen sommerlichen Warmeschutz nach den aner-
kannten Regeln der Technik gemaf DIN 4108 begrenzt wird. Diese Mal3gaben wer-
den von den drei staatlichen Wohnungsbaugesellschaften umgesetzt, ihre Neubau-
ten errichten sie zudem regelmaflig im energetischen Standard KfW 55 bzw.
KfW 40. Effektive Gebdudeddmmungen schitzen vor Kélte und Hitze gleicherma-
Ben.

Der Fokus der staatlichen Wohnungsbaugesellschaften liegt auf dauerhaft bezahl-
baren Mieten. Unter der MaRgabe des Wirtschaftlichkeitsgebotes nach § 14 Abs. 4
GEG wird deshalb auf kostenintensive mechanische Liftungen und Klimatisierun-
gen aktuell méglichst verzichtet.
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22. Abgeordneter  Ich frage die Staatsregierung, wie sie den Birgerentscheid in

Matthias Nurnberg, der am Wochenende positiv zur weiteren Ausbau-
Vogler planung votiert hat, bewertet, wie viele Unterstiitzungsleitun-
(AfD) gen seitens des Freistaates hierfiir fest zugesagt/eingeplant

sind (hierfur bitte die Haushaltspositionen und Jahre mit auflis-
ten) und wie sieht — falls notwendig — die konkrete Unterstut-
zung auch im Bund flr die rasche Realisierung der Ausbauar-
beiten am Frankenschnellweg der A73 aus?

Antwort des Staatsministeriums fiir Wohnen, Bau und Verkehr im Einverneh-
men mit dem Staatsministerium der Finanzen und fiir Heimat:

Die Staatsregierung begrif3t insbesondere vor dem Hintergrund der Uberragenden
verkehrlichen Bedeutung des Frankenschnellwegs fir den Ballungsraum Nurn-
berg/Furth/Erlangen und des besonderen staatlichen Interesses am kreuzungs-
freien Ausbau des Frankenschnellwegs den Ausgang des Birgerentscheids.

Der Freistaat unterstitzt die Stadt Nirnberg beim kreuzungsfreien Ausbau des
Frankenschnellwegs mit der zugesagten Forderung von 80 Prozent der zuwen-
dungsfahigen Kosten. Im Doppelhaushalt 2026/2027 ist dazu zunachst bei
Kap. 1310 Titel 883 08 eine Verpflichtungserméachtigung fur den kreuzungsfreien
Ausbau des Frankenschnellwegs in Hohe von 650 Mio. Euro und fiir die Sonderfi-
nanzierung bei Kap. 1303 Titel 883 05 eine Verpflichtungserméachtigung in Hohe
von 96,8 Mio. Euro veranschlagt.

Zudem sind konkret fur diesen Zweck Ausgabemittel bei Kap. 1324 Titel 883 76 fur
das Haushaltsjahr 2027 in H6he von 25 Mio. Euro veranschlagt.

Die Veranschlagung der erforderlichen Haushaltsmittel in den Folgejahren ist Ge-
genstand der kinftigen Haushaltsaufstellungen.

Maflnahmen an der A 73 fallen in die Zustandigkeit der Autobahn GmbH des Bun-
des.
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23. Abgeordnete
Laura
Weber
(BUNDNIS
90/DIE GRU-
NEN)

Vor dem Hintergrund der Elektrifizierung sowie der kapazitats-
steigernden MaRBRnahmen auf dem Abschnitt Marktredwitz —Re-
gensburg im Rahmen des Projektbiindels 9 (Ausbaustrecke
Miinchen — Landshut — Obertraubling — Regensburg — Markt-
redwitz — Hof) frage ich die Staatsregierung, wie sie die Prob-
lematik bewertet, dass fur die Vorplanung der Elektrifizierung
und der kapazitatssteigernden MaRnahmen auf dem Abschnitt
Marktredwitz — Regensburg bereits erhebliche Kosten entstan-
den sind und bei einer weiteren Verzégerung der Umsetzung
die bisherigen Planungen aufgrund zwischenzeitlich verander-
ter Rahmenbedingungen veralten und mdoglicherweise erneut
Vorplanungen erforderlich werden, welche Erkenntnisse der
Staatsregierung dariiber vorliegen, ob und wann eine Uberfiih-
rung dieses Abschnitts in die Leistungsphasen 3 und 4 durch
den Bund vorgesehen ist, und welche Schritte die Staatsregie-
rung gegentber dem Bund unternimmt, um eine zeitnahe und
verbindliche Finanzierungs- und Umsetzungszusage fur die
Elektrifizierung und die kapazitatssteigernden MaRnahmen auf
dem Abschnitt Marktredwitz — Regensburg zu erreichen?

Antwort des Staatsministeriums fir Wohnen, Bau und Verkehr

Ein nahtloser Leistungsphaseniibergang ist aus Sicht der Staatsregierung anzustre-
ben. Die Staatsregierung setzt sich deshalb auf allen ihr zur Verfligung stehenden
Kanéalen dafiir ein, dass der — fur die Umsetzung der Projekte des Bundesverkehrs-
wegeplans verantwortliche — Bund die Weiterplanung des Ostkorridor-Siid zeitnah
beauftragt. Der Bund hat noch nicht mitgeteilt, wann eine Uberfilhrung dieses Ab-

schnitts in die Leistungsphasen 3 und 4 vorgesehen ist.
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Geschaéaftsbereich des Staatsministeriums der Justiz

24. Abgeordneter  Vor dem Hintergrund des erneuten flachendeckenden IT-Aus-

Toni falls bei der bayerischen Justiz am 02.07.2026, der zum Ausfall
Schuberl zentraler Fachverfahren und der elektronischen Akte sowie zur
(BUNDNIS Nichterreichbarkeit per Telefon und E-Mail fuhrte, frage ich die
90/DIE GRU-  Staatsregierung, wann der Nachrichtenversand im elektroni-
NEN) schen Rechtsverkehr nach dem Ausfall der IT-Systeme der

bayerischen Justiz wieder aufgenommen werden konnte, in
welchem Umfang weitere Gerichte anderer Fachgerichtsbar-
keiten und weitere staatliche Behdrden von den Stérungen der
Netzwerkinfrastruktur betroffen waren und inwieweit eine Ab-
hangigkeit von auslandischen IT-Unternehmen, insbesondere
aus den USA, besteht?

Antwort des Staatsministeriums der Justiz im Einvernehmen mit dem Staats-
ministerium der Finanzen und fir Heimat

Aufgrund einer internen technischen Netzwerk-Stérung im Rechenzentrum Nord
des Landesamts fur Steuern, das als IT-Dienstleister fir die bayerische Justiz tatig
ist, standen am 02. 07.2026 von ca. 15:00 Uhr bis etwa Mitternacht die dortigen IT-
Dienste nicht zur Verfugung. Der Fehler im Netzwerk wurde identifiziert und beho-
ben.

Alle Uber den elektronischen Rechtsverkehr wahrend des Zeitraums des Ausfalls
Ubersandten Nachrichten und Daten, sind sicher eingegangen. Die Verarbeitung
dieser Nachrichten konnte am 03.07.2026 frihmorgens wieder aktiviert werden und
wurde bis vergangenen Montagmorgen abgeschlossen.

Gerichte anderer Fachgerichtsbarkeiten und weitere staatliche Behdrden waren
nicht betroffen.
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25. Abgeordnete Da durch Medienberichterstattung (siehe SZ vom 17.04.2026)

Katharina bekannt geworden ist, dass die Staatsanwaltschaft Minchen,
Schulze zehn Jahre nach dem rassistischen Anschlag am Olympia-Ein-
(BUNDNIS kaufszentrum (OEZ), Anklage gegen die ehemalige Ehefrau
90/DIE GRU-  des Waffenhandlers sowie zwei weitere Personen erhoben hat
NEN) und den Angeklagten vorgeworfen wird, im damaligen Strafver-

fahren zugunsten des Waffenhandlers vorsatzlich falsche Aus-
sagen gemacht und diesen dadurch entlastet zu haben, frage
ich die Staatsregierung, welche neuen Erkenntnisse die zu-
standige Staatsanwaltschaft zur Anklageerhebung veranlasst
haben, welche weiteren Straf- und Ermittlungsverfahren mit Be-
zug zum Anschlag am OEZ den bayerischen Strafverfolgungs-
behorden seit 2016 bekannt bzw. bei ihnen anhangig geworden
sind (bitte unter Angabe des jeweiligen Verfahrensgegen-
stands sowie des Verfahrensausgangs) und welchen Ausgang
die sieben Ermittlungsverfahren gegen Personen auf der Spie-
leplattform STEAM genommen haben, die im Zusammenhang
mit dem OEZ-Attentat nach Auskunft der Staatsregierung auf
meine Anfrage vom 12.11.2021 an die jeweils zustandigen
Staatsanwaltschaften abgegeben worden waren?

Antwort des Staatsministeriums der Justiz

Die in der Anfrage zum Plenum in Bezug genommene Presseberichterstattung be-
trifft laufende Strafverfahren, die beim Amtsgericht Minchen bzw. in der Berufungs-
instanz bei dem Landgericht Miinchen | anhangig sind. Die den Strafverfahren zug-
rundliegende Anklageerhebung der Staatsanwaltschaft Minchen | ist im Jahr 2022
erfolgt. Die Verfahren betreffen insgesamt vier Beschuldigte, denen Falschaussa-
gen in einem Strafverfahren vorgeworfen werden, das gegen den Waffenhandler
gefuhrt wurde, der die fir den OEZ-Anschlag verwendete Waffe verkauft hatte.

Weitergehende Auskiinfte kénnen aufgrund des laufenden Strafverfahrens nicht er-
teilt werden. Zu berilcksichtigen ist dabei auch, dass weitergehende Auskinfte die
Durchfuhrung noch ausstehender Hauptverhandlungen beeintrachtigen kénnen.

Nach Auskunft der Staatsanwaltschaft Minchen | konnten in der zur Beantwortung
der Anfrage zum Plenum zur Verfugung stehenden Zeit folgende weitere Straf- und
Ermittlungsverfahren im Zusammenhang mit dem OEZ-Anschlag festgestellt wer-
den:

— Ermittlungsverfahren wegen des unmittelbaren Anschlagsgeschehens, das we-
gen des Versterbens des Beschuldigten eingestellt wurde.

— Ermittlungsverfahren gegen eine Person, der zur Last lag, von den Anschlags-
planungen Kenntnis erlangt und in der Folge nichts unternommen zu haben.
Das Ermittlungsverfahren wurde nach § 170 Abs. 2 Strafprozessordnung
(StPO) mangels hinreichenden Tatverdachts eingestellit.

— Ermittlungsverfahren gegen eine behandelnde Arztin des Taters des OEZ-An-
schlags. Dieser lag zur Last, Anzeichen fir Gewaltphantasien und Amoknei-
gungen bei diesem nicht hinreichend nachgegangen zu sein. Das wegen des
Tatvorwurfs der fahrlassigen Totung gefuhrte Ermittlungsverfahren wurde nach
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§ 170 Abs. 2 StPO eingestellt, da ein Tatnachweis nicht mit der fur eine Ankla-
geerhebung erforderlichen Sicherheit gefiihrt werden konnte.

— Rechtskraftig abgeschlossenes Strafverfahren gegen den Waffenhandler, der
die fur den OEZ-Anschlag verwendete Waffe verkauft hatte, und der durch Ur-
teil des Landgerichts Minchen | vom 19.01.2018 u. a. wegen Waffendelikten
und fahrléassiger Tétung zu einer Gesamtfreiheitsstrafe von sieben Jahren ver-
urteilt wurde.

— Ermittlungsverfahren aufgrund der Strafanzeige, die in der durch die Anfrage
zum Plenum in Bezug genommenen Presseberichterstattung erwahnt wird, mit
der ein Angeklagter im o. g. wegen Falschaussage gefiihrten Strafverfahren
seiner Ex-Ehefrau Beihilfe zum Mord zur Last gelegt hatte. Das Ermittlungsver-
fahren wurde nach § 170 Abs. 2 StPO mangels hinreichenden Tatverdachts
eingestellt.

Von den in der Antwort auf Frage 2.3 der Schriftichen Anfrage der Abgeordneten
Katharina Schulze BUNDNIS 90/DIE GRUNEN vom 19.10.2021, ,Stand der Er-mitt-
lungen gegen Gruppen oder Personen auf der Spieleplattform STEAM oder deren
Community im Zusammenhang mit dem OEZ-Attentat in Minchen® (Drs. 18/19005)
erwahnten sieben Ermittlungsverfahren wurden sechs an auRerbayerische Staats-
anwaltschaften abgegeben. Dem Staatsministerium der Justiz liegen insoweit keine
Informationen zum Verfahrensausgang vor. Das verbleibende Verfahren wurde
nach Auskunft der zustéandigen bayerischen Staatsanwaltschaft nach § 170 Abs. 2
StPO eingestellt, da ein Tatnachweis nicht mit der fiir eine Anklageerhebung erfor-
derlichen Sicherheit gefuihrt werden konnte.
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Geschaéaftsbereich des Staatsministeriums fiir Unterricht und Kultus

26. Abgeordnete Ich frage die Staatsregierung, nachdem infolge des erfolgrei-

Julia chen Modellversuchs ,Fihrung kooperativ‘ ab dem Schuljahr
Post 2024/2025 schrittweise eine erweiterte Schulleitung an Forder-
(BUNDNIS schulen bayernweit eingefuhrt werden sollte, wie viele Forder-
90/DIE GRU-  schulen inzwischen eine erweiterte Schulleitung haben, wie
NEN) viele weitere Forderschulen mit den derzeit zur Verfligung ste-

henden Mitteln aktuell eine erweiterte Schulleitung einrichten
kénnten bzw. welche Mittel derzeit fiir die Einrichtung weiterer
erweiterter Schulleitungen an Forderschulen zur Verfligung
stehen und welche Ressourcen werden Mittelschulen fir die
Einflhrung einer ,Schulleitung im Team* — wie es im Rahmen
der Mittelschulinitiativen von der Staatsministerin fur Unterricht
und Kultus Anna Stolz angekindigt wurde — ab dem kommen-
den Schuljahr zur Verfligung gestellt?

Antwort des Staatsministeriums fur Unterricht und Kultus

Im Rahmen des Modellversuchs ,Fihrung kooperativ® wurde an zwolf Férderschu-
len eine erweiterte Schulleitung eingerichtet. Zum Schuljahr 2026/2027 wird an vier
Forderschulen eine erweiterte Schulleitung eingerichtet. Es ist geplant, im kommen-
den Schuljahr fir drei weitere Forderschulen die Einrichtung einer erweiterten
Schulleitung auszuschreiben. Dafir stehen Kapazitaten fir die notwendige Lei-
tungszeit (pro Mitglied der erweiterten Schulleitung 2 Anrechnungsstunden) zur Ver-
fugung.

Um die bayerischen Mittelschulen bei ihrer Entwicklungsaufgabe im Rahmen der
Initiative ,Mittelschule — stark fur jeden Weg" zu unterstitzen, wird jeder Mittelschule
eine zusatzliche Anrechnungsstunde gewahrt. Dartber hinaus sollen an den Schu-
len die Teamstrukturen in den Schulleitungen weiter ausgebaut werden. Die Unter-
stiitzung mit Ressourcen dafir ist Teil der gesamten Unterrichtsplanung fir das
Schuljahr 2026/2027, die derzeit noch nicht abgeschlossen ist.
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27. Abgeordnete Vor dem Hintergrund der Grundschulordnung (vgl. 8 6 Abs. 3

Gabriele GrSO: ,*Alle Schilerinnen und Schiler der Jahrgangsstufe vier
Triebel offentlicher oder staatlich anerkannter Grundschulen erhalten
(BUNDNIS am ersten Unterrichtstag des Monats Mai ein Ubertrittszeugnis.
90/DIE GRU-  2Das Ubertrittszeugnis stellt fest, fiir welche Schulart die Schii-
NEN) lerin oder der Schiler geeignet ist; es gilt nur fur den Ubertritt

im jeweils folgenden Schuljahr.“) frage ich die Staatsregierung,
aus welchen rechtlichen und padagogischen Grinden das
Ubertrittszeugnis nur fur ein Jahr gilt, obwohl eine Eignung fest-
gestellt ist, die nach einem Jahr nicht erléschen kann, und wie
mit Schilerinnen und Schilern verfahren wird, die in der
6. Jahrgangsstufe in das staatliche Schulsystem mit ihrer Uber-
trittsempfehlung aus der 4. Klasse eintreten wollen?

Antwort des Staatsministeriums fur Unterricht und Kultus

Nach § 6 Abs. 3 Satz 2 2. Halbsatz Grundschulordnung (GrSO) stellt das Ubertritts-
zeugnis fest, fur welche Schulart die Schulerin oder der Schiler im Anschluss an
die Jahrgangsstufe 4 der Grundschule geeignet ist. Diese Feststellung gilt aus-
driicklich nur fir den Ubertritt im jeweils folgenden Schuljahr. Die Information der
Schilerinnen und Schiler sowie ihrer Erziehungsberechtigten ist Uber einen ent-
sprechenden Hinweis im Ubertrittszeugnis der Grundschule gewéhrleistet. Die dor-
tige Feststellung bettet sich ein in schulrechtliche Bestimmungen, die die Schullauf-
bahn in Jahrgangsstufe 5 betreffen und deren besonderer Gelenkfunktion gerecht
werden. So bestimmt zum Beispiel § 2 Abs. 3 Nr. 1 Realschulordnung (RSO), dass
Schilerinnen und Schiler der Jahrgangsstufe 5 einer 6ffentlichen oder anerkann-
ten Mittelschule dann geeignet fir die Aufnahme in die Jahrgangsstufe 5 der Real-
schule sind, wenn sie diese Eignung im Jahreszeugnis der Mittelschule zuerkannt
bekommen. Ein Riickgriff auf das Ubertrittszeugnis scheidet auch fir diese Schiile-
rinnen und Schiler aus. Gleiches gilt bei einem Wechsel auf das Gymnasium, wenn
im Anschluss an die Grundschule zunachst eine Mittelschule oder eine Realschule
besucht wird. Nach § 2 Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 Gymnasialschulordnung (GSO) kdnnen
Schilerinnen und Schiller der Jahrgangsstufe 5 einer 6ffentlichen oder staatlich an-
erkannten Mittel- oder Realschule in die Jahrgangsstufe 5 des Gymnasiums eintre-
ten, wenn sie im Jahreszeugnis dieser Schule als geeignet flr den Bildungsweg
eines Gymnasiums bezeichnet sind. Ein Riickgriff auf das Ubertrittszeugnis ist auch
hier nicht mdglich.

Eine Besserstellung von Schilerinnen und Schilern, die die Jahrgangsstufe 5 an
einer staatlich genehmigten Schule besucht haben und anschlie3end auf eine 6f-
fentliche oder staatlich anerkannte Realschule oder ein 6ffentliches oder staatlich
anerkanntes Gymnasium Ubertreten mochten, durch eine Verlangerung der Gliltig-
keit des Ubertrittszeugnisses, ist schulrechtlich nicht vorgesehen und ware auch
nicht mit dem Grundsatz der Gleichbehandlung vereinbar. Vielmehr bieten die Best-
immungen zum Probeunterricht in diesen Fallen die Méglichkeit, die Eignung fur die
gewdhlte Schulart zu zeigen. Dieses Verfahren ermoglicht eine valide Einschéatzung
nach dem Besuch der Jahrgangsstufe 5 und sichert auch den Kindern, die in Jahr-
gangsstufe 5 eine staatlich genehmigte Schule besuchen und kein Jahreszeugnis
erhalten, das eine Vorriickens- oder Ubertrittsberechtigung wie an 6ffentlichen
Schulen verleiht, die Anschlussmaglichkeit.
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Und auch folgender Aspekt spricht fiir die 0. g. Regelung: Die unbegrenzte Giiltig-
keit einer einmal erworbenen schulischen Berechtigung hat dort keinen Sinn, wo
sich die Entscheidungsgrundlagen fiir die Erteilung der Berechtigung aufgrund ver-
anderter Lernvoraussetzungen rasch andern kénnen. Gerade in den Féllen des
Scheiterns oder der Umorientierung nach einem ersten Ubertritt entspricht es pa-
dagogischer Verantwortung, bei einem erneut beabsichtigten Ubertritt in ein Gym-
nasium oder eine Realschule auch eine erneute Feststellung uber die Eignung fur
diesen Ubertritt zu treffen und die Entscheidung so auf eine aktuelle Grundlage zu
stutzen.
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Geschaéaftsbereich des Staatsministeriums fur Wissenschaft und Kunst

28. Abgeordnete Ich frage die Staatsregierung vor dem Hintergrund des Zeit-

Sanne plans fur die im Jahr 2025 beauftragte Machbarkeitsstudie zur
Kurz Generalsanierung des Bayerischen Nationaltheaters und zur
(BUNDNIS Entwicklung eines Interimskonzepts, ob bereits Zwischener-
90/DIE GRU-  gebnisse der Machbarkeitsstudie vorliegen bzw. ein Zwischen-
NEN) bericht erstellt wurde, falls ja, welchen Inhalt diese haben sowie

ob und gegebenenfalls wann die Ergebnisse der Machbarkeits-
studie dem Landtag vorgestellt oder zugeleitet werden sollen?

Antwort des Staatsministeriums fir Wissenschaft und Kunst

Die Machbarkeitsstudie zur Generalsanierung des Nationaltheaters und Erstellung
eines Interims wurde im Herbst 2025 angestol3en. Zwischenergebnisse oder ein
Zwischenbericht liegen bislang nicht vor. Mit belastbaren Ergebnissen der derzeit
laufenden Bedarfsermittlung und der darauf aufbauenden Projektentwicklung ist vo-
raussichtlich Anfang 2028 zu rechnen. Uber das weitere Verfahren wird dann zu
entscheiden sein.
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29. Abgeordneter Ich frage die Staatsregierung, wie viele Baudenkmaler seit In-

Benjamin krafttreten der Novelle des Bayerischen Denkmalschutzgeset-
Nolte zes (BayDSchG) als Baudenkmaler, bei denen nur das Erschei-
(AfD) nungsbild erhaltenswiirdig ist, gekennzeichnet wurden, wie

viele dieser Kennzeichnungen auf Antrag des Eigentiimers er-
folgten und wie viele in besonders wichtigen Féllen durch das
Bayerische Landesamt fur Denkmalpflege?

Antwort des Staatsministeriums fiir Wissenschaft und Kunst

Seit Inkrafttreten der Novelle des BayDSchG zum 01.01.2026 hat das Bayerische
Landesamt fur Denkmalpflege (BLfD) 11 Objekte als Baudenkmaler, bei denen nur
das Erscheinungsbild gem. Art. 2 Satz 2 BayDSchG erhaltenswiirdig ist, entspre-
chend gekennzeichnet.

Von diesen Baudenkmalern wurden 5 Objekte neu in die Denkmalliste eingetragen
(von ca. 110 Neueintragungen seit 01.01.2026, demnach rund 5 Prozent), davon 3
Objekte auf Antrag des Eigentimers, 2 Objekte als besonders wichtige Falle gem.
Art. 2 Satz 5 BayDSchG.

Die ubrigen 6 Objekte, die seitdem gekennzeichnet wurden, waren bereits vor der
Novelle des BayDSchG als Baudenkmaéler in der Denkmalliste eingetragen. In die-
sen Fallen ergab eine Uberpriifung der Denkmaleigenschaft durch das BLfD, dass
nur noch das Erscheinungsbild erhaltenswirdig ist, weshalb sie entsprechend neu
eingeordnet wurden.
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30. Abgeordnete Hinsichtlich der Ankiindigung zum Neubau des Uniklinikums

Stephanie Augsburg frage ich die Staatsregierung, wann der Architekten-
Schuhknecht wettbewerb fir den Neubau des Universitatsklinikums Augs-
(BUNDNIS burg ausgeschrieben werden soll, wie soll das angekiindigte
90/DIE GRU- Public-Private-Partnership-/Joint-Venture-Modell fir den Neu-
NEN) bau des Universitatsklinikums Augsburg konkret ausgestaltet

werden und nach welchen Kriterien/Verfahren soll der private
Partner fur die Projektgesellschaft ausgewahlt werden?

Antwort des Staatsministeriums flir Wissenschaft und Kunst im Einverneh-
men mit dem Staatsministerium fiir Wohnen, Bau und Verkehr:

Ein konkreter Zeitpunkt zur Durchfihrung des Vergabeverfahrens mit stadtebaulich-
architektonischen Losungsvorschlagen fir den Neubau des Universitatsklinikums
Augsburg (UKA) steht noch nicht fest. Das Verfahren kann erst beginnen, wenn der
Planungsauftrag fir den Neubau erteilt worden ist. Es soll jedoch méglichst zeitnah
gestartet werden.

Die Projektgesellschaft soll Planung, Bau und spateren (Gebaude-)Betrieb des
Neubaus UKA in einer Hand verantworten und damit den gesamten Lebenszyklus
der Gebaude (einschlieilich Betriebs-, Bewirtschaftungs- und Energiekosten) im
Blick haben, um Effizienzsteigerungen bei der Realisierung des Vorhabens zu er-
zielen. Gemeinsam mit dem Staatsministerium fir Wohnen, Bau und Verkehr sind
die Moglichkeiten abzuwéagen, den Privaten mit seinen Realisierungskompetenzen
frihestmoglich in die Planung zu integrieren. Dem Verfahren und Auswabhlkriterien
kann hier nicht vorgegriffen werden.
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31. Abgeordneter Ich frage die Staatsregierung, ob es zutrifft, dass die mit der

Ulrich jungsten Novelle des Bayerischen Denkmalschutzgesetzes
Singer (BayDSchG) gemaR Art. 2 Abs. 1 BayDSchG eingefiihrte M6g-
(AfD) lichkeit, Baudenkmaler als solche zu kennzeichnen, bei denen

nur das Erscheinungsbild erhaltenswiirdig ist, ausschlief3lich
Neueintragungen betrifft oder besteht diese Mdglichkeit auch fur
bereits in der Denkmalliste als Baudenkmaler in ihrer Gesamt-
heit gefiihrte Objekte und falls dies nur fur Neueintragungen zu-
trifft, gibt es dann Gberhaupt die Mdglichkeit, bereits bestehende
Denkmallisteneintrdge entsprechend zu &ndern?

Antwort des Staatsministeriums fiir Wissenschaft und Kunst

Die Regelung betrifft nicht ausschlie3lich Neueintragungen. Hierzu wird auf die ent-
sprechenden Ausfuhrungen der Begriindung des Gesetzentwurfs Drs. 19/8102 ver-
wiesen, welcher dem Beschluss des Landtags vom 23.12.2025 zur Anderung des
Bayerischen Denkmalschutzgesetzes und weiterer Rechtsvorschriften (GVBI 2025,
S. 657 ff.) zugrunde lag (s. Begriindung B zu Nr. 2 Buchst. a Doppelbuchst. dd so-
wie Begriindung B zu Nr. 4 Buchst. a Doppelbuchst. aa).



Drucksache 19/12945 Bayerischer Landtag 19. Wahlperiode Seite 36

32. Abgeordnete Ich frage die Staatsregierung, nachdem es nach dem Verkauf

Dr. Sabine des denkmalgeschiitzten Nassangers im Landkreis Lichtenfels
Weigand an Privatpersonen nicht mehr méglich erscheint — wie in der
(BUNDNIS Vergangenheit angedacht —, die Artefakte der archaologischen
90/DIE GRU-  Sammlung des Landesamts fiir Denkmalpflege im Nassanger
NEN) zu lagern, wo die Staatsregierung nun plant, die Artefakte un-

terzubringen, ob aktuell Gesprache Uber konkrete alternative
Standorte fur das Archiv der Bodendenkmalpflege gefuhrt wer-
den und ob der Nassanger trotz des Besitzerwechsels als Mog-
lichkeit weiter in die Uberlegungen einbezogen wird?

Antwort des Staatsministeriums fiir Wissenschaft und Kunst

Die Funde aus Grabungen nach Einfihrung des Schatzregals lagern, soweit sie
nicht direkt an Gemeinden Ubertragen bzw. Gbergeben werden, zentral in einem
Depot des Bayerischen Landesamtes fiir Denkmalpflege und stehen auch weiterhin
zur Eigentumstibertragung fur Gemeinden zur Verfigung. Alternative Standorte flr
den Freistaat und entsprechende Gesprache sind daher nicht notwendig.

Vor diesem Hintergrund gibt es keinen Anlass zu Gesprachen fir den Nassanger
als staatliches Depot. Die Staatsregierung war bisher und ist auch weiterhin jedoch
dafir offen, dass die Méglichkeiten zur kiinftigen Nutzung des Denkmals Nassanger
durch eine Machbarkeitsstudie néaher untersucht und dabei ein Depot in kommuna-
ler Tragerschaft vor allem fur archéologische Funde aus Oberfranken im besonde-
ren Fokus der Studie stehen sollte. Dabei war eine Ubernahme des Gebaudes in
staatliches Eigentum zu keinem Zeitpunkt eine Option.
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Geschaéaftsbereich des Staatsministeriums der Finanzen und fir Heimat

33. Abgeordneter  Ich frage die Staatsregierung, seit wann (bitte mit Angabe der

Horst rechtlichen Grundlage) das Landesamt fur Steuern fur die IT-
Arnold Systeme der Bayerischen Justiz zusténdig und verantwortlich
(SPD) ist und wer aufgrund welcher Gegebenheiten und Erwagungen

die ,Vornahme einer Konfigurationsdnderung an der zentralen
Netzwerkinfrastruktur® veranlasste (bitte um Definition dieses
Be-griffs)?

Antwort des Staatsministeriums der Finanzen und fir Heimat

Mit MR-Beschluss vom 19.07.2003 wurde die Grundlage zur Neustrukturierung der
Rechenzentren und IT-Betriebszentren gebildet. Die bayerische Justiz ist seit 2006
Kundin des Rechenzentrums Nord im Bayerischen Landesamt fir Steuern.
Der Ministerrat hat am 17.12.2013 beschlossen, dass das IT und Dienstleistungs-
zentrum (IT-DLZ) zu einem Ubergreifenden Verwaltungsrechenzentrum ausgebaut
werden soll. Ausgenommen hiervon waren die Steuer und das Einsatzrechenzent-
rum der Polizei. Im August 2014 wurde entschieden, dass die Kundin Justiz beim
Rechenzentrum (RZ) Nord verbleibt. Das Staatsministerium der Justiz hat sich klar
fur einen Verbleib des IT-Betriebs im RZ Nord ausgesprochen.

Die ,Vornahme einer Konfigurationsanderung an der zentralen Netzwerkinfrastruk-
tur” meint die Anpassung an den grundlegenden Einstellungen eines internen Com-
puternetzwerks. Eine ,Konfigurationsdnderung” bedeutet, dass Regeln oder Sicher-
heitsvorkehrungen dieses Systems aktualisiert oder optimiert werden. Solche Mal3-
nahmen dienen in der Regel der Erh6hung der Datensicherheit, der Verbesserung
der Systemstabilitat oder der Anpassung an neue technische Anforderungen.

Im konkreten Fall handelte es sich um einen routinemafigen Eingriff im Zuge der
aktuellen Arbeiten zur Erneuerung des Netzwerks.
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34. Abgeordneter Ich frage die Staatsregierung, nachdem sie in der Antwort auf

Florian meine Schriftliche Anfrage ,Wie wurde Stiftungsvermdgen in
Brunn Bayern bezuglich Erbschaftsteuer behandelt? 1l (2016 bis
(SPD) 2025)" bei den Erbersatzsteuer-Prufungen nur auf bereits er-

folgte Erstfestsetzungen abgestellt (vier Falle) und mitgeteilt
hat, dass im Rahmen der Erbersatzsteuer kein Erlass nach
§ 28a Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuergesetz (ErbStG)
,gewahrt wurde — was offensichtlich Gber gestellte, aber noch
unentschiedene Antrdge nichts aussagt —, und bestétigt hat,
dass Erlasse nach § 28a ErbStG gesondert statistisch erfasst
werden, also elektronisch auswertbar sind, und nachdem laut
ihrer Antwort auf meine Monierung die , Stiftung Familienunter-
nehmen” in ihrem Schreiben vom 10.05.2024 genau die Praxis
ansprach, Steuern festzusetzen, ohne zugleich Uber bereits
vorliegende Erlassantrédge zu entscheiden, wie viele Erbersatz-
steuer-Verfahren bei Familienstiftungen, deren nach 8 1 Abs. 1
Nr. 4 ErbStG malgebender Stichtag in den Jahren 2016 bis
2025 lag, waren zum 01.07.2026 noch nicht durch eine Erstfest-
setzung abgeschlossen (bitte nach Jahr des Stichtags auf-
schlisseln), wie viele Antrage auf Erlass nach § 28a ErbStG mit
einer Stiftung als Erwerberin wurden in Bayern seit dem
01.07.2016 gestellt (bitte nach Erwerbsart — Erbschaft, Schen-
kung, Erbersatzsteuer —, nach bereits entschiedenen und noch
nicht entschiedenen Antragen sowie nach Familienstiftungen
und sonstigen Stiftungen aufschlisseln) und wie hoch ist die
festgesetzte Steuer, Giber deren Erlass nach § 28a ErbStG mit
einer Stiftung als Erwerberin zum 01.07.2026 noch nicht ent-
schieden war (bitte nach Antragsjahren aufschliusseln)?

Antwort des Staatsministeriums der Finanzen und fur Heimat

Die vollstandige statistische Fallerfassung erfolgt im Bereich der Erbschaft- und
Schenkungsteuer — auch mit Blick auf Falle des § 28a ErbStG — erst mit Abschluss
der jeweiligen Steuerfestsetzung. Eingereichte, aber noch nicht bearbeitete Er-
werbsanzeigen, Erbschaft- und Schenkungsteuererklarungen wie auch Antrage
nach § 28a ErbStG (Eingang jeweils derzeit noch tiberwiegend auf Papier) werden
regelmafig nicht vor diesem Zeitpunkt in elektronisch auswertbarer Form erfasst,
sodass die sich hierauf beziehenden Teilfragen nicht ohne aufwandige personelle
Auswertung in den Finanzamtern beantwortet werden kénnen.

Von 01.07.2016 bis einschlie3lich 2025 war in 18 Fallen mit einer Stiftung als Er-
werberin ein Erlass nach § 28a ErbStG zu gewéhren. Hiervon betrafen drei Falle
die Erbschaftsteuer und 15 Falle die Schenkungsteuer. Es handelte sich in 17 Fal-
len um Familienstiftungen und im Ubrigen um eine sonstige rechtsfahige Stiftung.
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35. Abgeordnete Vor dem Hintergrund zunehmender Hitzebelastungen in Bay-

Christiane ern sowie der 6ffentlichen AuBerungen der Staatsregierung zur
Feichtmeier Notwendigkeit eines besseren Hitzeschutzes und zur Anpas-
(SPD) sung von Tagesablaufen an extreme Temperaturen frage ich

die Staatsregierung, welche Ressorts, Behdrden und nachge-
ordneten Dienststellen verfigen tber eigene Konzepte oder
Handlungsanweisungen, inwieweit gelten besondere Regelun-
gen fur Beschéftigte mit AulRendienst, Schichtdienst, Uniform-
oder Schutzkleidungspflicht, etwa bei Polizei, Justizvollzug,
Straenbau, Forstverwaltung oder Katastrophenschutz, und
welche besonderen Schutzmafinahmen bestehen fur vul-
nerable Beschéaftigtengruppen, insbesondere Schwangere, al-
tere Beschéftigte, Menschen mit Vorerkrankungen oder
schwerbehinderte Beschaftigte?

Antwort des Staatsministeriums der Finanzen und fir Heimat

Es bestehen Uber die Rechtsvorschriften des Arbeitsschutzes (Arbeitssicherheits-
gesetz, Arbeitsschutzgesetz und darauf beruhende Verordnungen, insbesondere
hier zu nennen die Arbeitsstattenverordnung - ArbStéttV) hinaus keine ressort- oder
berufsgruppenspezifischen Regelungen (z. B. zu Auf3endienst, Schichtdienst, Uni-
form-/Schutzbekleidung, Polizei-/Justizvollzug, Stral3enbau, Forstverwaltung, Kata-
strophenschutz). Aufgrund der Unterschiedlichkeit der Tatigkeitsfelder und Belas-
tungsexpositionen auch innerhalb der einzelnen Berufsgruppen werden die erfor-
derlichen MafRnahmen vielmehr aufgrund konkreter dienststellenbezogener Gefahr-
dungsbeurteilungen durch die jeweiligen Dienststellenleitungen getroffen. Hierflr
sind die entsprechenden dienststellenspezifischen Konzepte und Handlungsanwei-
sungen heranzuziehen.

Eine ressortiibergreifende Abfrage zu diesen dienststellenbezogenen Regelungen
ist in der Kurze der Zeit nicht moglich gewesen.

Im Ubrigen wird auf Ziffer 3.5 des Anhangs der ArbStattV sowie die Antwort zu
Nr. 7.2 aus der schriftlichen Anfrage der Abgeordneten Katharina Schulze (BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN) vom 25.08.2025 (Drs. 19/8741) verwiesen.
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Geschaftsbereich des Staatsministeriums fur Wirtschaft, Landesentwick-
lung und Energie

36. Abgeordnete Vor dem Hintergrund der Aussagen von Staatsminister fir Wirt-

Barbara schaft, Landesentwicklung und Energie Hubert Aiwanger in der
Fuchs Regierungserklarung vom 25.06.2026, dass ,wir in Start-ups in
(BUNDNIS der Wachstumsphase mehr investieren [...] und die Rahmen-
90/DIE GRU-  bedingungen verbessern miissen®, frage ich die Staatsregie-
NEN) rung, welche zusatzlichen finanziellen Mittel die Staatsregie-

rung bereitstellt, um Start-ups in der Scale-up-Phase zu unter-
stutzen, welche Mal3nahmen Uber die bisherigen Werkzeuge
hinaus geplant sind, damit private Investoren starker in Ven-
turecapital investieren, und inwiefern konnten Investitionen von
Stiftungen in bayerische Start-ups seit 2025 gesteigert werden?

Antwort des Staatsministeriums fur Wirtschaft, Landesentwicklung und
Energie

Die Staatsregierung hat in den letzten Jahren ihr Finanzierungsangebot mit der
VC4Start-ups Initiative Bayern (VC4S) deutlich ausgebaut. Im Rahmen der VC4S
wurde bzw. wird die Neuauflage und der Ausbau der Fondsgenerationen der Bayern
Kapital sowie die nahtlose Weiterfiihrung der Fondsinvestments der LfA Forderbank
Bayern (LfA) abgedeckt. Insgesamt werden Fonds mit einem Volumen in Héhe von
insgesamt 750 Mio. Euro initiilert. Mit der Initiative werden voraussichtlich zusam-
men mit privaten Kapitalgebern Investitionen von funf Mrd. Euro in bayerische Start-
ups und Scale-ups mobilisiert.

Herzstiick der Initiative ist der bereits aktive neue Bayern Kapital Wachstums- und
ScaleUp-Fonds mit einen Fondsvolumen in H6he von 500 Mio. Euro. Der maximale
staatliche Finanzierungsanteil wurde dabei von 25 auf bis zu 50 Mio. Euro pro Un-
ternehmen angehoben. Die Bayern Kapital ist somit in der Lage, Unternehmen bei
Bedarf auch Uber langere InvestitionszeitrAume aktiv zu begleiten und sich auch bei
grolReren Runden mit einem nennenswerten Beitrag zu beteiligen.

Durch Fondsinvestitionen der LfA in private Venture Capital Fonds, wird der VC-
Standort Bayern ebenfalls gestarkt. Im Rahmen der VC4S wurde der LfA Dachfonds
um weitere 150 Mio. Euro aufgestockt. Die LfA hat hier auch eine Ankerfunktion fur
andere, insbesondere auch institutionelle Investoren. Darliber hinaus tragen die
Fondsinvestments der LfA wesentlich dazu bei, dass in Deutschland und Europa
gréRere VC-Fonds entstehen, die in der Lage sind, gro3e Finanzierungsrunden mit-
zufinanzieren oder diese sogar als Lead Investor anzufiihren.

Neben den etablierten und erfolgreichen Instrumenten auf bayerischer Ebene pro-
fitiert das bayerische Start- und Scale-up-Okosystem auch von Bundes- (z. B.
Deeptech and Climate Fund, Wachstumsfonds Deutschland) und EU-Programmen
(z. B. European Tech Champion Initiative ETCI). Auch die aktuellen Planungen des
Bundes zur kapitalgedeckten Altersvorsorge kdnnen, bei richtiger Umsetzung, ein
bedeutender Impuls zur Ausweitung des VC-Marktvolumens in Deutschland wer-
den.

Herr Staatminister Aiwanger hat in der jingsten Vergangenheit Gesprache mit den
Vorstanden der grof3ten bayerischen Versicherungen gefiihrt, um die Bedeutung
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des Themas Start-up-Finanzierung flir den Freistaat zu unterstreichen. Hierbei wur-
den seitens der Gesprachspartner vor allem die Verbesserung der allgemeinen
Rahmenbedingungen angemahnt. Wesentliche Stellschrauben, um die allgemeinen
Rahmenbedingungen fir VC-Investitionen von privaten Investoren zu verbessern,
bestehen auf Bundesebene, wofiir sich das Staatsministerium fir Wirtschaft, Lan-
desentwicklung und Energie (StMWI) aktiv und laufend im Rahmen von Bundes-
ratsverfahren und -initiativen, Gesetzesvorhaben, Schreiben von Herrn Staatsmi-
nister Aiwanger an die zustandigen Bundesministerien etc. einsetzt. Hierzu zahlen
insbesondere bessere steuerliche Rahmenbedingungen (u a. die Einfiihrung einer
international wettbewerbsfahigen, gesetzlichen Regelung zur steuerlichen Transpa-
renz von Beteiligungskapitalfonds). Dartber hinaus bringt sich das StMWi auch in
der neuen Start-up- und Scale-up-Strategie des Bundes weiterhin kritisch und kon-
struktiv fur wirksame MalRnahmen ein.

AmO04.03.2026 fand unter Leitung von Herrn Staatssekretar Tobias Gotthardt ein
Runder Tisch Stiftungen im Wirtschaftsministerium (PrinzregentenstralRe 28, 80538
Minchen) statt. Die Veranstaltung erfolgte in Kooperation mit der Unternehmer-
TUM GmbH. Es zeigte sich, dass viele der anwesenden Stiftungen grundséatzlich
offen gegenuber Investitionen in Venture Capital sind und viele Stiftungen sogar
auch schon einige Erfahrungen in diesem Bereich gesammelt haben. Als eines der
gréRten aktuellen Hemmnisse wurden insbesondere die Vorschriften im Gemein-
nitzigkeitsrecht in der Abgabenordnung und das heif3t auf Bundesebene identifi-
ziert.

Bereits 2025 hat es einen Praxischeck auf Bundesebene gegeben und ein ,Ergeb-
nispapier: Praxischeck Wagniskapital-Investitionen von Stiftungen“ wurde vom Bun-
desministerium fur Wirtschaft und Energie (BMWE) veroffentlicht. Die hierin aufge-
zeigten MalRnahmenvorschlage missen auf Bundesebene nun umgesetzt werden,
um grundlegende Verbesserungen der Rahmenbedingungen fir Stiftungen zu
schaffen. Zahlen zu Investitionen von Stiftungen in bayerische Start-ups liegen nicht
vor.
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37. Abgeordneter

Florian
Koéhler
(AfD)

Ich frage die Staatsregierung, welche bayerischen Kommunen
mit mehr als 100 000 Einwohnern die gesetzliche Frist zur Vor-
lage eines kommunalen Warmeplans bis zum 30.06.2026 nicht
eingehalten haben, welche bayerischen Kommunen mit bis ein-
schlieRlich 100 000 Einwohnern nach Kenntnisstand der Staats-
regierung bereits einen kommunalen Warmeplan vorgelegt ha-
ben und wie hoch waren bzw. sind nach Kenntnisstand der
Staatsregierung die (gesamten) Kosten fur bayerische Kommu-
nen zur Erstellung kommunaler Wéarmepléane?

Antwort des Staatsministeriums fur Wirtschaft, Landesentwicklung und

Energie

Alle bayerischen Kommunen mit mehr als 100 000 Einwohnern haben die gesetzli-
che Frist gemal Warmeplanungsgesetz (WPG) eingehalten und ihren Warmeplan

beschlossen sowie veroffentlicht.

Beigefligte Liste® enthalt samtliche bayerischen Kommunen mit bis einschlie3lich
100 000 Einwohnern, die nach Kenntnisstand der Staatsregierung einen kommuna-

len Warmeplan vorgelegt haben.

Den bayerischen Gemeinden entstehen keine Kosten fir die kommunale Wéarme-
planung. Die Mehrbelastungen werden den Kommunen nach Einwohnerzahl pau-
schaliert ausgeglichen. MaRgeblich ist die Einwohnerzahl am Stichtag 31.12.2023
aus dem Berichtsjahr 2023 mit der Basis Zensus 2022 des Bayerischen Landes-
amts flr Statistik.

Einwohnerzahl

Gemeinden mit Warmeplanungs-
pflicht
nach § 4 Abs. 1 WPG

Gemeinden mit bestandsgeschiitzten
Warmeplan
nach § 5 Abs. 2 WPG1 (bspw. ,ZUG-
Forderung®)

<2500

34.800,00 Euro

9.600,00 Euro

2 500<=x <5000

41.000,00 Euro

9.600,00 Euro

5 000<=x < 7 500

52.100,00 Euro

13.100,00 Euro

7 500 <=x < 10 000

88.200,00 Euro

16.700,00 Euro

10 000 <=x < 45 000

122.600,00 Euro

19.700,00 Euro

45 000 <=x < 100 000

201.100,00 Euro

23.200,00 Euro

100 000 <=x < 250 000

262.000,00 Euro

25.500,00 Euro

250 000 <=x < 500 000

362.000,00 Euro

25.500,00 Euro

500 000 <= x

562.000,00 Euro

25.500,00 Euro

Im Zuge der landesrechtlichen Umsetzung des WPG hat der Freistaat die bayeri-
schen Kommunen als planungsverantwortliche Stellen fiir die kommunale Warme-
planung benannt. Den Kommunen sind die durch die kommunale Warmeplanung
entstehenden Kosten durch den Freistaat entsprechend Art. 83 Abs. 3 der

5 Von einem Abdruck wurde abgesehen. Die Anlage ist als pdf-Dokument hier einsehbar.
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Bayerischen Verfassung (i. V. m. der Vereinbarung tiber ein Konsultationsverfahren
zwischen der Staatsregierung und den kommunalen Spitzenverbanden zur Umset-
zung des Konnexitatsprinzips (Konsultationsvereinbarung — KonsultVer)) auszuglei-
chen. Hierzu wurden entsprechende Verhandlungen mit den kommunalen Spitzen-
verbanden gefihrt.
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38. Abgeordneter Ich frage die Staatsregierung, wie hoch waren die Ausgaben

Oskar des Freistaates fir die Bayerische Halbleiter-Initiative seit 2021
Lipp (bitte aufschlisseln nach Jahr), wie hoch waren davon die Ver-
(AfD) waltungs- und Umsetzungskosten der Bayerischen Halbleiter-

Initiative seit 2021 und wie hoch waren die privaten Folgeinves-
titionen in Bayern, die nach Kenntnisstand der Staatsregierung
durch die Bayerische Halbleiter-Initiative seit 2021 ausgel6st
wurden?

Antwort des Staatsministeriums fur Wirtschaft, Landesentwicklung und
Energie in Abstimmung mit dem Bayerischen Staatsministerium fur Wissen-
schaft und Kunst

Die Bayerische Halbleiterinitiative’” umfasst mit der Férderung von Unternehmen
und von Forschungskapazitaten, mit Netzwerkaufbau, Fachkréfteinitiative und An-
siedlungsbetreuung insgesamt fiinf Saulen. Uber alle MaRnahmen hinweg gliedern
sich die Projektkosten von 2021-2026 wie folgt auf (Details siehe Anlage?):

2021 2022 2023 2024 2025 2026 GESAMT
9.877.289 6.575.418 54.701.619 | 20.179.032 | 85.083.337 | 18.973.545 | 195.390.241

Bei IPCEI ME/KT (Important Project of Common European Interest in Microelectro-
nics and Communication Technologies) belaufen sich die Kosten fir die ganze Lauf-
zeit (2023-2030) fur die durch bayerische Mittel finanzierten Projekte auf rund.
1,7 Mrd. Euro. Davon tragt Bayern rund. 218 Mio. Euro, der Bund ca.
509 Mio. Euro. Private Investitionen belaufen sich auf rund. 987 Mio. Euro. Die Pro-
jekttragerkosten tragt der Bund.

Fir Verbundforschungsvorhaben mit Bezug zu Halbleitertechnologien wurden
2021-2026 rund 25,7 Mio. Euro Forderung bewilligt. Die Verwaltungs- und Umset-
zungskosten belaufen sich auf rund 1,1 Mio. Euro. Die beteiligten Unternehmens-
partner bringen rund. 21 Mio. Euro an eigenen Mitteln ein. Weitere Investitionen im
Zuge der anschlieRenden Verwertung der Projektergebnisse, etwa fur Produktent-
wicklung, Industrialisierung oder Markteinfuhrung, sind hierin nicht enthalten.

Daruber hinaus erfolgt im Rahmen der Bayerischen Halbleiterinitiative der Ausbau
wichtiger Forschungskapazitaten und eines inzwischen europaweit renommierten
Okosystems.

8

vgl. https://www.stmwi.bayern.de/wirtschaft/forschung-technologie/halbleiter/
Von einem Abdruck wurde abgesehen. Die Anlage ist als pdf-Dokument hier einsehbar.


https://www.stmwi.bayern.de/wirtschaft/forschung-technologie/halbleiter/
file://///filesrv.baylt.landtag.de/ElanText/ElanTextAblage_WP19/Drucksachen/Basisdrucksachen/0000009500/0000009944_Lipp_ANL.pdf
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Geschaéaftsbereich des Staatsministeriums fir Umwelt und Verbraucher-
schutz

39. Abgeordneter  Vor dem Hintergrund der anhaltenden Hitze- und Trockenperi-

Maximilian ode und angesichts steigender Wassertemperaturen in Gewas-
Deisenhofer sern frage ich die Staatsregierung, wie sie die derzeitige Ent-
(BUNDNIS wicklung der Grundwasserstande und die Qualitat der Badege-
90/DIE GRU-  wiésser im Regierungsbezirk Schwaben bewertet, welche Was-
NEN) serversorger in Schwaben nach Kenntnis der Staatsregierung

einen signifikanten Anstieg des Wasserverbrauchs vermeldet
beziehungsweise aktiv zum Wassersparen aufgerufen haben
und inwiefern fordert der Freistaat Malnahmen zur Klimafol-
genanpassung, um Schaden durch Extremwetter wie Hitze,
Dirre und Starkregen zu minimieren?

Antwort des Staatsministeriums fir Umwelt und Verbraucherschutz im Ein-
vernehmen mit dem Staatsministerium fur Gesundheit, Pflege und Praven-
tion

Die aktuellen Grundwasserstéande im Regierungsbezirk Schwaben werden tiberwie-
gend mit ,sehr niedrig“ bewertet — eine aktuelle Einschatzung an Grundwasser-
Messstellen ist onlineverdoffentlicht®. Die Wasserversorgungsunternehmen berich-
ten von deutlich erhéhten Pro-Kopf-Verbrauchen infolge der Hitzeentwicklung. Eine
Meldepflicht zum Wasserverbrauch besteht nicht. Aufrufe zum Wassersparen sind
von der Stadt Weil3enhorn im Landkreis Neu-Ulm und der Stadt Nordlingen im
Landkreis Donau-Ries bekannt — auch hier gibt es keine Verpflichtung zur Ubermitt-
lung derartiger Aufrufe.

Das Staatsministerium fiir Gesundheit, Pflege und Pravention teilt mit, dass Daten
zur Badegewdasserqualitat im Regierungsbezirk Schwaben auf den Seiten der je-
weiligen Kreisverwaltungsbehodrden einsehbar sind, die tUber die Homepage des
Bayerischen Landesamts fur Gesundheit und Lebensmittelsicherheit und die dor-
tige Badegewasserkarte verlinkt sind?©,

Grundsatzlich kdnnen in Gewassern, die dafur anfallig sind, Massenvorkommen
von Cyanobakterien (,Blaualgen®) auftreten. Warme Temperaturen kdnnen das
Cyanobakterien-Wachstum fordern, sodass Massenvorkommen bei andauernder
Hitze ggf. friher im Jahr auftreten, starker ausfallen oder auch langer andauern
koénnten.

Abgesehen davon wirken sich Hitze und Trockenheit in der Regel nicht negativ auf
die Badegewasserqualitat aus. Dies zeigt auch die Erfahrung mit Hitzewellen aus
den vergangenen Jahren.

Klimaanpassung hat fur die Staatsregierung hohe Prioritat. MaRhahmen zur Klima-
folgen-Anpassung sind in der Bayerischen Klima-Anpassungsstrategie (BayKLAS)
beschrieben!!. Mit der zweiten Fortschreibung der BayKLAS 2025 werden die be-
reits beobachteten und kiinftig zu erwartenden klimatischen Veranderungen in Bay-
ern dargestellt. Zudem wird die Strategie dahingehend weiterentwickelt, wie Bayern
sich in den verschiedenen Handlungsfeldern an den Klimawandel anpassen kann.

®  https://mww.nid.bayern.de/
10 siehe https://www.lgl.bayern.de/gesundheit/hygiene/wasserhygiene/badeseen/index.htm
1 vgl. https://www.bestellen.bayern.de/stmuv_klima_030


https://www.nid.bayern.de/
https://www.lgl.bayern.de/gesundheit/hygiene/wasserhygiene/badeseen/index.htm
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Drucksache 19/12945 Bayerischer Landtag 19. Wahlperiode Seite 46

Die BayKLAS 2025 besteht aus zwei Teilen, dem Aktionsplan Klimaanpassung
2030 und dem MafRnahmenkatalog zur Umsetzung des Aktionsplans. Beispielhaft
sei die MaRnahme WW-2_02 Aktionsplan Bewéasserung genannt. Der Aktionsplan
enthalt Ansatze aus den Bereichen Forderung (z. B. Bayerisches Sonderprogramm
Landwirtschaft (BaySL) und BaySL Digital, Weinbauprogramm Teil A, Richtlinien fur
Zuwendungen zu wasserwirtschaftlichen Vorhaben), Forschung und Beratung.
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40. Abgeordneter  Da angesichts der jiingsten Hitzewellen Staatsminister fir Um-

Patrick welt und Verbraucherschutz Thorsten Glauber ankiindigte,
Friedl dass ,kinftig Projekte gefordert [werden], die einen Beitrag zur
(BUNDNIS Reduktion der Auswirkungen von Hitzeperioden leisten (Pres-
90/DIE GRU-  semitteilung vom 26.06.2026), und Staatsminister Thorsten
NEN) Glauber ,weitere zehn Millionen [...] im Nachtragshaushalt lo-

cker machen“ will (laut Augsburger Allgemeine vom
03.07.2026), frage ich die Staatsregierung, wie haushaltstech-
nisch sichergestellt wird, dass es diesmal keinen Férderstopp
bei der Forderrichtlinie Kommunaler Klimaschutz (KommKlima-
FOR) geben wird — anders als beim letzten Doppelhaushalt
2024/2025, als die Méglichkeit der Antragstellung bereits nach
wenigen Monaten zum 18.09.2024 gestoppt wurde, also seit
Uber 21 Monaten eine Antragstellung der Kommunen hieraus
nicht mehr maoglich ist — (bitte das Startdatum fir den Neustart
der Antragstellung bzw. das geplante Datum der Veroffentli-
chung der neuen KommKlimaF6R angeben), welche konkreten
MaRRnahmen sollen kunftig ausdricklich aus dem Bereich
Klimaanpassung geférdert werden kdnnen (bitte alle Maf3nah-
men benennen, die dann neu bzw. konkret geférdert werden
sollen, insbesondere aus den Bereichen Hitzeschutz und Sturz-
flutvorsorge) und wie viele Haushaltsmittel sollen im Blick auf
die angekundigten zusatzlichen 10 Mio. Euro fur das Pro-
gramm im Nachtragshaushalt und damit in den Haushalts-jah-
ren 2026/2027 fur das KommKlimaFor (und insbesondere die
Klimaanpassung) insgesamt gesichert zur Verfligung stehen
(bitte Gesamtsumme und die Summe speziell fur Klimaanpas-
sung in Euro und die jeweiligen Haushaltstitel angeben)?

Antwort des Staatsministeriums fir Umwelt und Verbraucherschutz

Es gibt keinen Forderstopp der KommKlimaFoR (siehe bereits Antwort auf die An-
frage zum Plenum des Abgeordneten Patrick Friedl vom 23.03.2026,
Drs. 19/11406). Bis 2030 laufen FoérdermalRnahmen nach den KommKlimaF6R
2019 und 2023 ununterbrochen weiter. Fir kommunale Klimaschutz- und Anpas-
sungsmafnahmen sind im Doppelhaushalt 2026/2027 fir die Kommunen insge-
samt rund 8,6 Mio. Euro jahrlich bei den Haushaltsstellen Kap. 12 04 Tit. 633 75
und Tit. 883 75 veranschlagt, ggf. stehen zusatzliche Mittel aus dem Deckungskreis
der TG 75 zur Verfiigung. Um die Kommunen als wichtige Partner beim Klimaschutz
und der Klimaanpassung schnell und tatkraftig zu unterstiitzen, wird die Nachfolge-
richtlinie KommKlimaF6R 2026 bereits vorzeitig zum 01.08.2026 in Kraft treten.

Gefordert werden sollen Umsetzungsvorhaben zur Klimaanpassung, die nachweis-
lich einen Beitrag zur Reduktion der Auswirkungen von Hitzeperioden leisten kon-
nen, wie beispielsweise naturbasierte Beschattungen fiur 6ffentliche Platze, Kinder-
garten, Schulen und Spielplatze sowie Klimawalder, Klimaparks, Dachbegriinun-
gen, klimafreundliche Wasseranlagen zur Kihlung der Umgebung (Kihlbrunnen)
und einfache Systeme zur Regenwassernutzung, wie zum Beispiel Zisternen.

Mit der Forderung von zusétzlich 10 Mio. Euro fur den Nachtragshaushalt 2027 soll
ein Sonderinvestitionsprogramm fiir Hitzeschutz in kommunalen Schulen und
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Kindergarten ausgewiesen werden. Hierbei kann den Haushaltsverhandlungen
nicht vorgegriffen werden.
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41. Abgeordneter  Ich frage die Staatsregierung, wie der aktuelle Stand bei den

Christian Flutpoldern an der Donau ist (bitte fur alle Polder nennen, so-
Hierneis wohl flr bereits fertiggestellte, im Bau befindliche, in Planung
(BUNDNIS befindliche sowie noch nicht in Planung/Bau befindliche Polder
90/DIE GRU- mit jeweiligem Stand der Planung/des Baufortschritts ange-
NEN) ben), mit welchen Kosten fiir die Polder an der Donau die

Staatsregierung insgesamt rechnet (bitte insgesamt entste-
hende bzw. bisher entstandene Kosten fur jeden Polder einzeln
angeben) und unter welchen Voraussetzungen werden diese
Polder jeweils aktiviert/geflutet (bitte notwendigen Abfluss fiir
die Aktivierung/Flutung in m3/s fir jeden Polder einzeln ange-
ben und personelle Verantwortlichkeit fir die Entscheidung
Uber die Flutung des jeweiligen Polders darstellen)?

Antwort des Staatsministeriums flir Umwelt und Verbraucherschutz

Das Bayerische Flutpolderprogramm an der Donau umfasst folgende Flutpolder

(FP):
Flutpolder pktueller Stand geplante bisher ange-
Kosten fallene Kosten
FP Leipheim Raumordnungsverfahren abgeschlossen | 65 Mio. Euro 1 Mio Euro
FP Helmeringen Raumordnungsverfahren abgeschlossen | 60 Mio. Euro | 0,7 Mio Euro
FP Neugeschuttworth  [Raumordnungsverfahren abgeschlossen | 83 Mio. Euro | 1,2 Mio Euro
FP Bertoldsheim Morentwurf 70 Mio. Euro | 1,3 Mio Euro
FP Riedensheim baulich fertiggestellt 42 Mio. Euro | 36 Mio Euro
FP GroRmehring Raumordnungsverfahren abgeschlossen | 80 Mio. Euro  [4,5 Mio. Euro
FP Katzau Raumordnungsverfahren abgeschlossen | 50 Mio. Euro | 6,5 Mio Euro
FP Wérthhof Raumordnungsverfahren abgeschlossen | 156 Mio. Euro | 3 Mio. Euro
FP OberauerSchleife  Raumordnungsverfahren abgeschlossen | 146 Mio. Euro (13,4 Mio Euro

Die Aufgabe von Flutpoldern ist es, bestehende HochwasserschutzmalRnahmen an
der Donau bei extremen Hochwasserereignissen vor Uberlastung zu schiitzen und
so erhebliche Schaden zu vermeiden. Die Flutpolder werden daher erst bei sehr
groRen Hochwasserereignissen geflutet.

Die Voraussetzungen, unter welchen die Flutpolder aktiviert werden, sind im Plan-
feststellungsbeschluss bzw. in der Betriebsvorschrift geregelt.

Der Flutpolder Riedensheim darf demnach laut Bescheid bei einer am Pegel In-
golstadt prognostizierten Abflussspitze von gréRer 2 200 m3/s vom Behdrdenleiter
des zustandigen Wasserwirtschaftsamtes in Abstimmung mit der Hochwasservor-
hersagezentrale geflutet werden.

Der Einsatz des Flutpolders Oberauer Schleife darf gem. Bescheid erfolgen, sobald
in den unterhalb liegenden Donauabschnitten ein Uberlastfall erwartet wird. Dies ist
dann zu erwarten, wenn im Bereich von unterstrom des Flutpolders liegenden Hoch-
wasserschutz-Systemen ein Wasserstand prognostiziert wird, bei dem der dortige
Bemessungswasserstand Uberschritten wirde, oder wenn ein Abfluss bzw. Was-
serstand prognostiziert wird, der bei temporarem, lokal vermindertem Schutzgrad
des bestehenden Schutzsystems nach fachlicher Einschatzung zu einem Uberstré-
men oder Versagen des Systems fiihren kénnte. Uber den Einsatz entscheidet die
Wasserwirtschaftsverwaltung.

Da fir die restlichen Flutpolder noch kein Planfeststellungsverfahren durchgefuihrt
wurde, liegen fir diese noch keine konkreten Steuervorgaben vor.
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42. Abgeordnete Ich frage die Staatsregierung, bis wann die Rechtsverordnung

Anna zur Einrichtung und Fihrung des digitalen Wasserbuchs (bitte
Rasehorn Angabe der konkreten Zwischenschritten bis dahin) erlassen
(SPD) wird, auf welcher Rechtsgrundlage die im Rahmen des Was-

serentnahmeentgelts gemeldeten bzw. glaubhaft gemachten
Entnahmemengen erfasst und tberprift werden, solange diese
Rechtsverordnung noch nicht vorliegt, sowie wie sichergestellt
wird, dass die Erhebung des Wasserentnahmeentgelts ab dem
01.07.2026 belastbar und uberprufbar erfolgt, falls das daftr
vorgesehene zentrale Kontrollinstrument erst spater zur Verfu-
gung steht?

Antwort des Staatsministeriums flir Umwelt und Verbraucherschutz

Die Rechtsverordnung zur Einrichtung und Fihrung des digitalen Wasserbuchs
(Art. 53 Abs. 4 Satz 1i. V. m. Art. 69 Abs. 6 Bayerisches Wassergesetz (BayWG))
befindet sich aktuell in Erarbeitung. Hierflr bedarf es insbesondere der Erstellung
eines Berechtigungs- und Nutzungskonzepts (Art. 53 Abs. 4 Satz 3 BayWG). Im
Ubrigen wird auf die Antwort des Staatsministeriums fiir Umwelt und Verbraucher-
schutz vom 20.03.2026 zu Ziffer 2.3 der Schriftlichen Anfrage der Abgeordneten
Anna Rasehorn (SPD) vom 17.02.2026 zur Einfuhrung eines bayernweiten digitalen
Wasserbuchs (Drs. 19/11285) verwiesen.

Das Wasserbuch (analog wie kinftig digital) enthalt ausschlie3lich Angaben Uber
genehmigte Wasserentnahmemengen. Die Bemessung des Wasserentnahmeent-
gelts beurteilt sich nach Art. 79 Abs. 1 BayWG. Auf die Antworten zu Ziffern 6.1 bis
6.3 der 0. g. Schriftlichen Anfrage wird im Ubrigen verwiese
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43. Abgeordneter  Ich frage die Staatsregierung, welche MaRnahmen aus der Auf-

Martin gabensammlung des Wasserwirtschaftsamts Ansbach vom
Stimpfig 26.08.2025 zur Fachtagung ,Entwicklung der Altmihiseere-
(BUNDNIS gion“ vom 18.07.2025 wurden vonseiten der Staatsregierung,
90/DIE GRU-  des bayerischen Bauernverbandes, der Amter fiir Erndhrung,
NEN) Landwirtschaft und Forsten, der Amter fiir Landliche Entwick-

lung und der Kommunen im landwirtschaftlichen Bereich konk-
ret umgesetzt, um den hohen Nahrstoffeintrag, der mafRgebli-
che Ursache fir die Blaualgenproblematik ist, zu reduzieren,
wurde vonseiten der Staatsregierung die damalige Forderung
des Bayerischen Bauernverbandes umgesetzt, den gesamten
Einzugsbereich des AltmuUhlsees in das Férderprogramm ,bo-
denstandig” aufzunehmen, und in welcher Form setzt sich die
Staatsregierung dafir ein, dass MalRnahmen zur Reduktion von
Phosphor-Diingern, die hauptursachlich sind fur Blaualgen-
wachstum, in der Diingeverordnung verscharft werden?

Antwort des Staatsministeriums fir Umwelt und Verbraucherschutz im Ein-
vernehmen mit dem Staatsministerium fur Ernahrung, Landwirtschaft, Fors-
ten und Tourismus

Die wasserwirtschaftlichen MaRnahmen zur Nahrstoffreduktion im Altmihlsee wer-
den durch das Wasserwirtschaftsamt Ansbach kommuniziert und veroffentlicht!2,
Konkret werden aktuell umgesetzt bzw. vorbereitet:

— Fachliche Unterstitzung zur Reduktion der Phosphoreintrage aus der Flache
(Gesprache mit Amtern fiir Ernéhrung, Landwirtschaft und Forsten (AELF), Amt
fur Landliche Entwicklung (ALE) und Bayerischem Bauernverband (BBV) und
Unterstiitzung der vom BBV eingebrachten konkreten Vorschlage zu gemein-
samen Veranstaltungen)

— Vorbereitung und schrittweise Umsetzung programmatischer Mal3hahmen zur
Bodensicherung und Verringerung von Nahrstoffeintragen (z. B. Beratung, Bo-
den- und Erosionsschutzmafinahmen; das im Antrag genannte Programm bo-
den:standig wird in die Mal3nahmenplanung einbezogen).

— Verminderung der Eintrége in die Altmihl durch Fortfiihrung des 6kologischen
Ausbaus der Altmihl (Uferstreifen) und Anlage von Sedimentfallen an Zulaufen.

Aktivitaten des AELF Ansbach (AN) und der Regierung von Mittelfranken, Bereich 6
und des ALE Mittelfranken mit weiteren Akteuren:

Das ALE Mittelfranken, das AELF AN, das Wasserwirtschaftsamt Ansbach und der
BBV (Geschéftsstelle Ansbach) stehen bzgl. des Themas in vertrauensvollem Aus-
tausch, z. B. bei Dienstbesprechungen oder bei der Vorbereitung von Aktionen. Die
Kooperation lauft unter der Dachmarke Heimat.Boden.Wasser — Gemeinschaft
Obere Altmuhl.

12

https://www.wwa-an.bayern.de/themen/ueberleitung_donau_main/fraenkische_seen/entwicklung_as/in-
dex.htm
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Auf Initiative des BBV fand unter der Dachmarke Heimat.Boden.Wasser am
28.04.2026 der erste Bodenschutztag in Leutershausen statt. Dabei wurde auch
das Programm boden:standig erlautert. Zielgruppe waren Gemeinden und Land-
wirte. Im Spatherbst 2026 ist ein weiterer Bodenschutztag vorgesehen.

Die Foérderung Uber eine projektbezogene Umsetzungsbegleitung ,Obere Altmahl*
in den drei Integrierten Landlichen Entwicklungen (ILE) Altmihl — Mdnchswald —
Region, Altmihlland A6 und Region Rothenburg wurde bei Gesprachen mit den In-
tegrierte Landliche Entwicklung (ILE)-Sprechern (Blrgermeister) und den ILE-Um-
setzungsbegleitungen thematisiert. Am 20.07.2026 findet eine Gesprachsrunde mit
BBV und Behdrden zum Thema ,Diingung und Gewa&sserschutz® statt. Am
23.07.2026 wird unter Beteiligung der Behdrden und des BBV eine Impulsveran-
staltung ,Landliche Entwicklung Obere AltmUhI* in Flachslanden durchgefiihrt, zu
der alle 26 Kommunen der drei ILE eingeladen sind. Die Veranstaltung wird im An-
schluss evaluiert und die Mitwirkungsbereitschaft der Kommunen an der projektbe-
zogenen Umsetzungsbegleitung zeitnah abgefragt.

Das AELF AN hat neben den oben genannten Veranstaltungen seit August 2025
mehr als 16 Gruppenveranstaltungen organisiert und umgesetzt. Darunter auch
Praxistage auf dem Demobetrieben fir Gewésser-, Boden- und Klimaschutz in R6-
ckingen und Leutershausen. Am 12.02.2026 wurden die Ergebnisse des Projektes
Hagenbach vorgestellt. Die Regierung von Mittelfranken ladt am 24.09.2026 zum
Wasserpakt-Treffen ein. Darliber hinaus bietet die Gewasserschutzberatung am A-
ELF AN einzelbetriebliche Beratungen an.

Dingeverordnung

Ende 2022 hat die Staatsregierung zuletzt ein eutrophiertes Gebiet im 566 ha gro-
Ben Einzugsgebiet des Altmihlsees ausgewiesen. Gemal dem Steckbrief vom
30.11.2022 zu den fachlichen Grundlagen fir die Ausweisung stammen 31,0 Pro-
zent des Gesamtphosphor-Eintrags aus kommunalen Klaranlagen, 24,1 Prozent
aus Erosion, 16,3 Prozent aus Oberflachenabfluss und 9,5 Prozent aus Mischsys-
temen. Um den Eintrag aus Erosion und Oberflachenabfluss deutlich zu reduzieren,
hat Bayern als landesspezifische MalRnahmen in den eutrophierten Gebieten erwei-
terte Gewasserabstande und den verpflichtenden Zwischenfruchtanbau vorgege-
ben.

Im Oktober 2025 hat das Bundesverwaltungsgericht die Ausweisung der mit Nitrat
belasteten und eutrophierten Gebiete in Bayern aufgrund einer nicht verfassungs-
konformen Ermachtigungsgrundlage in der Diingeverordnung des Bundes flr un-
wirksam erklart. Alle tibrigen Vorgaben der Dingeverordnung bleiben weiterhin be-
stehen.

In der aktuellen Diskussion um ein neues Dingerecht ist der verpflichtende Zwi-
schenfruchtanbau ein Baustein des Vorschlags, der von Bayern eingebracht wurde.
Ein weiterer Baustein ist eine Phosphordiingung, die den pflanzlichen Bedarf nicht
Ubersteigen darf.

Graugansemanagement

Die Steuerungsgruppe Management von Wildgansen am Altmihisee, die von der
Bayerischen Landesanstalt fir Landwirtschaft (LfL) koordiniert wird und in der Ver-
treterinnen und Vertreter aller betroffenen Akteure Mitglied sind, hat ein abgestimm-
tes Vorgehen besprochen und im Rahmen der Fachtagung im August 2025 vorge-
stellt.
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Das von der Steuerungsgruppe geforderte Gutachten zum Beitrag der Ganse zur
Phosphatbelastung des Altmihisees wurde vom Wasserwirtschaftsamt umgesetzt.

Aktuell werden finanzielle Unterstiitzungsmodelle des Gansemanagements gepruft.

Eine Ausweitung der Gelegebehandlung forciert die Steuerungsgruppe bzw. vor al-
lem der Jagdverein Gunzenhausen durch Informationskampagnen. In diesem Zu-
sammenhang wurde im Herbst 2025 eine spezielle theoretische Schulung zur Ge-
legebehandlung in Présenz durch die LfL durchgefiihrt. Im Frihjahr erfolgte eine
praktische Schulung durch ein Mitglied der Steuerungsgruppe bzw. des Jagdver-
eins Gunzenhausen.

Eine Ausweitung der Gelegebehandlung auf Teile des Ringdamms ist 2026 in enger
Absprache mit der h6heren Naturschutzbehorde erfolgt. Eine Starkung der Jagd ist
vor allem im Bereich der Anpassung der Jagdzeiten erfolgt.

Eine Intensivierung der Jagd wird durch den Jagdverein Gunzenhausen angestrebt.
Die Steuerungsgruppe Management von Wildgdnsen am Altmuhlsee unterstiitzt
hier, wo sinnvoll und gewinscht.
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Geschaftsbereich des Staatsministeriums fur Erndhrung, Landwirtschaft,
Forsten und Tourismus

44. Abgeordnete Ich frage die Staatsregierung, wie viele weiterfihrende Schulen

Nicole in Bayern in den vergangenen zehn Jahren Ausnahmegeneh-
Baumler migungen fir das EU-Schulprogramm erhalten haben (bitte
(SPD) aufgeteilt nach Schulart und betroffenen Klassenstufen auflis-

ten), wie viele weiterfihrende Schulen in Bayern im kommen-
den Schuljahr Gber Ausnahmegenehmigungen am EU-Schul-
programm teilnehmen werden und in welcher H6he wurden in
den vergangenen zehn Jahren diese Ausnahmegenehmigun-
gen finanziert (bitte nach Jahren aufgeteilt sowie anteilig zu den
EU-Mitteln und zu den Mitteln des Freistaates auflisten)?

Antwort des Staatsministeriums fur Erndhrung, Landwirtschaft, Forsten und
Tourismus

Das EU-Schulprogramm ist zum  Schuljahr ~ 2017/2018  gestartet.
Anzahl der Foérder- und Mittelschulen mit Ausnahmegenehmigung:

Schuljahr Forderschulen Mittelschulen
2025/2026 100 124
2024/2025 100 124
2023/2024 98 116
2022/2023 81 99
2021/2022 75 e
2020/2021 88 97
2019/2020 86 96
2018/2019 77 92
2017/2018 72 87

Eine Ausnahmegenehmigung gilt jeweils fir alle Klassenstufen einer Schule, nicht
nur fir einzelne Klassenstufen.

Die Zuweisung der EU-Mittel fir das EU-Schulprogramm bemisst sich grundsétzlich
an der Zahl der 6- bis 10-jahrigen Kinder. Im Schuljahr 2026/2027 wird Bayern sich
bei der Umsetzung des EU-Schulprogramms im Rahmen der vorhandenen Haus-
haltsmittel bei den Schulen auf die Jahrgangsstufen 1 bis 4 konzentrieren.

Da im Schuljahr 2026/2027 keine Ausnahmegenehmigungen fir die Férder- und
Mittelschulen ab Klasse 5 erteilt werden, werden keine weiterfiihrenden Schulen
Uber eine Ausnahmegenehmigung am EU-Schulprogramm teilnehmen.

Die Auswertung der erbetenen Zahlen zu den Auszahlungen fur Férder- und Mittel-
schulen mit Ausnahmegenehmigung ist im Rahmen der fiir eine Anfrage zum Ple-
num zur Verfiigung stehenden Zeit nicht méglich.
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45, Abgeordnete Ich frage die Staatsregierung, welche Einnahmen mit der Oko-

Mia Zuchtsauenhaltung und Ferkelerzeugung in Kringell bisher
Goller jahrlich erzielt wurden (bitte die letzten zehn Jahre bis Stand
(BUNDNIS dieser Anfrage anfiihren), wie hoch die freiwerdenden Vollzeit-
90/DIE GRU-  stellen und Mittel am Standort Kringell durch die Aufgabe der
NEN) bisherigen Oko-Zuchtsauenhaltung und Ferkelerzeugung sind

und wie hoch sind die entsprechend neu zu schaffenden Stel-
len und Mittel in Schwarzenau fiir die Weiterfiihrung der Oko-
Zuchtsauenhaltung?

Antwort des Staatsministeriums fr Erndhrung, Landwirtschaft, Forsten und
Tourismus

Die Bayerischen Staatsguter wurden 2020 gegriindet. Belastbare Zahlen zur Oko-
Zuchtsauenhaltung in Kringell liegen fur die Jahre 2022 bis 2025 vor. Im Durch-
schnitt dieser Jahre erzielte der Betrieb Einnahmen von rund 127.000 Euro bei ei-
nem Aufwand ohne Personal von rund 147.000 Euro und damit einem jahrlichen
Verlust von rund 20.000 Euro.

Mit der Aufgabe der Oko-Zuchtsauenhaltung werden rund 1,5 Arbeitskréfte einge-
spart, was Einsparungen beim Personalaufwand von rund 100.000 Euro bedeutet.
Zugleich werden die jéhrlichen Verluste von rund 20.000 Euro vermieden, sodass
sich insgesamt ein Entlastungsvolumen von rund 120.000 Euro jéahrlich ergibt.

Eine Fortfiihrung der Oko-Zuchtsauenhaltung in Schwarzenau ist nicht geplant. In
der Zukunft denkbar ist, einzelne Versuchsfragen aus dem Kontext des Okoland-
baus, etwa zur Fltterung von Zuchtsauen, in Schwarzenau durchzufihren.

Im Ubrigen wird auf die im Rahmen der ,Zukunftswerkstatt Schwein“ an der Land-
wirtschaftlichen Lehranstalt Triesdorf vorgesehenen und dort schwerpunktméanig
geblndelten Investitionen verwiesen, die Stallungen mit einem konventionellen
Haltungsbereich (fir 84 Sauen) und einem 6kologischen Haltungsbereich (fir 96
Sauen) umfassen.
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46. Abgeordnete Ich frage die Staatsregierung, wie viele Erntehelfer pro landwirt-

Ruth schaftlichem Betrieb nach ihrer Kenntnis in den vergangen zehn
Miller Jahren in Bayern beschéftigt waren (bitte aufgeteilt in Neben-
(SPD) und Vollerwerbsbetriebe), wie hoch dort jeweils der prozentuale

Anteil an auslandischen Hilfskraften war (bitte aufgeteilt nach
Nationalitdten) und welchen Anteil hat die Arbeit dieser Ernte-
helfer schatzungsweise an der wirtschaftlichen Leistung der
landwirtschaftlichen Betriebe in Bayern?

Antwort des Staatsministeriums fur Erndhrung, Landwirtschaft, Forsten und
Tourismus

Eine Beantwortung der Anfrage im gewilnschten Erhebungsumfang ist der Staats-
regierung nicht moglich. Verknilpfte Daten zur Anzahl landwirtschaftlicher Haupt-
und Nebenerwerbsbetriebe in Bayern sowie zur Nationalitat der dort beschéaftigten
Saisonarbeitskrafte liegen nicht vor. Zur Beantwortung der Fragestellung wird daher
hilfsweise auf Daten des Statistischen Bundesamtes (Destatis) zu Einzelunterneh-
men zurlckgegriffen.

Jahr Jahr Jahr Jahr

Bayern 2013 2016 2020 2023

landwirtschaftl.Einzelunternehmen Haupterwerb 42 300 40 100 33825 33670
Arbeitskrafte (AK) insgesamt 121600 | 113200 | 109 200 | 106 900
davon Saison-Arbeitskréfte 22 600 25 000 24 600 26 000
Anteil Saion-AK in Prozent 18,59 22,08 22,53 24,32

landwirtschaftliche Einzelunternehmen Nebener-

werb 45 800 44 600 44 320 40 580
Arbeitskrafte insgesamt 96 300 86 500 88 800 79 900
davon Saison-Arbeitskréfte 3400 4900 4000 2700
Anteil Saison-AK in Prozent 3,53 5,66 4,50 3,38

Quelle: DESTATIS, Landwirtschaftszéhlung; Haupterhebung, Landwirtschaftliche Betriebe, Landwirt-
schaftlich genutzte Flache, Arbeitskrafte, Arbeitsleistung: Bundeslander, Jahre, Rechtsformen, GroéR3en-
klassen der landwirt. genutzten Flache, Stand 03.06.2026

Angaben zur Herkunft oder Nationalitat der Saisonarbeitskrafte sind nicht Bestand-
teil der Erhebung.

Der Bedarf an Saisonarbeitskraften unterscheidet sich je nach Betriebsstruktur und
Produktionsausrichtung erheblich. Den héchsten saisonalen Arbeitskraftebedarf
weisen Sonderkulturbetriebe, insbesondere im Obst-, Gemuse-, Hopfen- und Wein-
bau auf. Im Ubrigen wird auf die Antwort der Staatsregierung auf die Anfrage zum
Plenum vom 15.06.2026 (Frau Abgeordnete Ruth Miller: ,Auslandischen Saisonar-
beitskrafte — Anzahl, Herkunft, Beschaftigungsart®) einschlieRlich der Anlagen ver-
wiesen.

Die Frage, welchen Anteil die Tétigkeit von Erntehelfern an der wirtschaftlichen
Leistung landwirtschaftlicher Betriebe in Bayern hat, lasst sich fachlich nicht belast-
bar beantworten, da sich der Beitrag der Arbeitsleistung von Erntehelfern an der
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wirtschaftlichen Leistung landwirtschaftlicher Betriebe nicht isoliert quantifizieren
lasst.
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Geschaéaftsbereich des Staatsministeriums fiir Familie, Arbeit und Sozia-
les

47. Abgeordnete Ich frage die Staatsregierung, wie viele Anmeldungen geman

Kerstin § 3 Prostituiertenschutzgesetz (ProstSchG) im Prostitutionsge-
Celina werbe es derzeit in Unterfranken gibt (bitte aufschliisseln nach
(BUNDNIS Geschlecht, Alter, Staatsangehérigkeit und Landkreisen bzw.
90/DIE GRU- kreis-freien Stadten), wie viele Ermittlungsverfahren im Zusam-
NEN) menhang mit Versté3en gegen das ProstSchG, Menschenhan-

del oder Zwangsprostitution in Unterfranken in den vergangen
funf Jahren eingeleitet wurden (bitte Deliktsart konkret nennen
und angeben, wie viele davon zu Verurteilung fihrten) und wel-
che Art von Kontrollen (unangekiindigt, regelméRig oder tber-
wiegend auf konkreten Verdacht) von Prostitutionsgewerben in
Unterfranken in den letzten funf Jahren erfolgt sind (bitte kon-
krete Ergebnisse der Kontrollen angeben)?

Antwort des Staatsministeriums flr Familie, Arbeit und Soziales im Einver-
nehmen mit dem Staatsministerium des Innern, fiir Sport und Integration
und dem Staatsministerium der Justiz:

Das Bayerische Landesamt flr Statistik (LfStat) erfasst die Anzahl der geman
§ 3 Prostituiertenschutzgesetz (ProstSchG) in Bayern angemeldeten Prostituierten
zum Stichtag 31. Dezember des jeweiligen Jahres. Im Jahr 2024 waren in Unter-
franken insgesamt 236 Personen angemeldet.

In Tabelle 112 werden die in Unterfranken angemeldeten Prostituierten fir das Jahr
2024 nach Stadten, in denen Prostitution erlaubt ist, aufgeschliisselt. Dabei wird
nach den Merkmalen Alter und Staatsangehdérigkeit unterschieden. Gemaf § 2 der
Verordnung uber die Fihrung einer Bundesstatistik nach dem Prostituiertenschutz-
gesetz (ProstStatV) zahlt das Geschlecht nicht zu den Erhebungsmerkmalen fir die
Statistik Uber die Prostitutionstatigkeit und wird deshalb statistisch nicht erfasst.
Eine Aufschlisselung nach Landkreisen ist nicht méglich. Daten fur das Jahr 2025
liegen aktuell noch nicht vor.

Die Anzahl der Ermittlungsverfahren im Zusammenhang mit Verstéf3en gegen das
ProstSchG, Menschenhandel oder Zwangsprostitution in Unterfranken in den ver-
gangenen finf Jahren konnen Tabelle 24 entnommen werden. Die in Tabelle 2 dar-
gestellten statistischen Daten basieren auf der Polizeilichen Kriminalstatistik (PKS).
Die nach bundeseinheitlichen Richtlinien gefiihrte PKS enthélt grundsatzlich die der
Polizei bekannt gewordenen Straftaten einschlie3lich der mit Strafe bedrohten Ver-
suche zum Zeitpunkt der Abgabe an die Staatsanwaltschaft. Mittels PKS-basierter
Daten kdnnen nach Abschluss eines Berichtsjahres belastbare Aussagen zur Kiri-
minalitatsentwicklung im jeweiligen Jahr getroffen werden.

Angaben zu Verurteilungen im Zusammenhang mit Verstéen gegen das

13 Von einem Abdruck wurde abgesehen. Die Anlage ist als pdf-Dokument hier einsehbar.
14 von einem Abdruck wurde abgesehen. Die Anlage ist als pdf-Dokument hier einsehbar.


file://///filesrv.baylt.landtag.de/ElanText/ElanTextAblage_WP19/Drucksachen/Basisdrucksachen/0000009500/0000009996_Celina_ANL_1.pdf
file://///filesrv.baylt.landtag.de/ElanText/ElanTextAblage_WP19/Drucksachen/Basisdrucksachen/0000009500/0000009982_Celina_ANL_2.pdf
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ProstSchG, Menschenhandel oder Zwangsprostitution in Unterfranken in den ver-
gangenen finf Jahren sind nicht mdglich. Die bayerische Strafverfolgungsstatistik,
die nach bundeseinheitlichen Kriterien gefuhrt wird, differenziert lediglich nach
Straftatbesténden, jedoch nicht nach dem Ort der Verurteilungen. Weitere Statisti-
ken, die Uber die gewilinschten Tatbestande in Unterfranken Auskunft geben kénn-
ten, gibt es im Geschéftsbereich des Staatsministeriums der Justiz nicht. In den
Geschéftsstatistiken der Staatsanwaltschaften werden Straftaten wegen Men-
schenhandel oder Zwangsprostitution in unterschiedlichen Sachgebieten gemein-
sam mit zahlreichen weiteren Delikten statistisch erfasst; eine differenzierte Aus-
wertung ist nicht moglich. Dariiber hinaus liegen auch keine regionalisierten Daten
fur Unterfranken vor. Mangels statistischer Daten kénnen die Fragen in der zur Ver-
fuigung stehenden Zeit mit vertretbarem Aufwand nicht beantwortet werden. Hierfir
missten die Verfahrensakten handisch durchgesehen werden. Dies wirde ganz er-
heblich Arbeitskraft binden und eine — verfassungsrechtlich gebotene — effektive
Strafverfolgung durch die Staatsanwaltschaft gefahrden.

Kontrollen nach 8§ 29 ProstSchG der fir den Vollzug des ProstSchG zustandigen
Kreisverwaltungsbehérden im Prostitutionsgewerbe sowie dabei festgestellte Ver-
stéRe zéhlen nach 8 3 ProstStatV nicht zu den Erhebungsmerkmalen. Insbeson-
dere VerstoRe werden hier in sehr unterschiedlicher Weise erfasst, so dass eine
einheitliche Darstellung und Aufschlisselung nicht méglich ist. Eine Erhebung bei
den fur den Vollzug zustandigen Kreisverwaltungsbehérden ware zudem mit einem
nicht vertretbaren Aufwand verbunden und in der Kiirze der Zeit nicht mdglich. Aus
diesen Grinden liegen der Staatsregierung keine entsprechenden Daten vor.

Die Bayerische Polizei fuhrt Kontrollen prostitutionsbezogener Betriebe und Tatig-
keiten grundsatzlich lageorientiert durch. Hierzu zahlen insbesondere fortlaufende
sowohl anlassbezogene als auch anlassunabhangige Kontrollen. Ein Fokus liegt
dabei auf der Bekampfung von Menschenhandel, Zwangsprostitution und sonstigen
Formen der Ausbeutung. Die Anzahl polizeilicher Kontrollen wird statistisch nicht
erfasst.
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48. Abgeordneter Ich frage die Staatsregierung, wie hoch die bisherigen und ge-

Rene schatzten kiinftigen Kosten der Umsetzung der am 16.06.2026
Dierkes beschlossenen Agenda fir Vielfalt und gegen Ausgrenzung
(AfD) sind, was bedeutet nach Ansicht der Staatsregierung der Begriff

,queer” und was konkret plant sie, um sogenannte ,queerfeind-
liche* AuRerungen strafrechtlich und vom Landesamt fir Ver-
fassungsschutz verfolgen zu lassen?

Antwort des Staatsministeriums fur Familie, Arbeit und Soziales im Einver-
nehmen mit dem Staatsministerium des Innern, fir Sport und Integration:

Die Agenda fur Vielfalt und gegen Ausgrenzung verursacht aktuell unmittelbare
Kosten in Héhe von 100.000 Euro zur Férderung des Projekts ,Gesellschaftlicher
Zusammenhalt heute und morgen® des Bayerischen Biindnisses fiir Toleranz. Die
in den einzelnen Politikbereichen entstehenden Kosten sind nicht bezifferbar. Fur
den Bayerischen Aktionsplan QUEER stehen im Jahr 2026 1,1 Mio. Euro zur Ver-
fugung.

Die Erklarung der Bedeutung des Begriffs ,queer” findet sich auf der Internetseite
auf der dritten Seite des Infokastens ,kurz erklart“15,

Die Staatsregierung wird die im Bayerischen Aktionsplan QUEER (dort insbeson-
dere Ziff. 1.1-56) im Einzelnen dargestellten MalRnahmen zur Gewéahrleistung einer
konsequenten Strafverfolgung im engen Kontakt zur LSBTIQ-Community weiter
ausbauen und optimieren.

Die Bayerische Polizei ergreift bereits jetzt schon alle rechtlich und tatsachlich mog-
lichen praventiven und repressiven MalRnahmen, um gegen jegliche Form der Poli-
tisch Motivierten Kriminalitat, und damit auch gegen LSBTIQ-Straftaten, konse-
qguent vorzugehen. MalRBhahmen hierzu kdnnen beispielsweise dem Lagebild Hass-
kriminalitat Bayern, welches jahrlich im Internet veréffentlicht wird, entnommen wer-
den. Darin sind auch die Recherchemdglichkeiten hinsichtlich diesbezuglicher
Straftaten dargestellt. Das Landesamt fUr Verfassungsschutz ist keine Strafverfol-
gungsbhehotrde, jedoch st es gesetzliche Aufgabe der Polizei geman
Art. 24 BayVSG, die ihr bei Erfullung ihrer Aufgaben bekanntgewordenen Informa-
tionen einschlieBBlich personenbezogener Daten auch ohne vorheriges Ersuchen
des Landesamts zu Ubermitteln, wenn tatsachliche Anhaltspunkte dafur bestehen,
dass die Informationen fir die Erfullung der Aufgaben des Landesamts erforderlich
sein kénnen.

15
16

https://bayern-gegen-gewalt.de/gewalt-infos-und-einblicke/gewalt-gegen/Isbtiq/
https://www.stmas.bayern.de/imperia/md/images/stmas/stmas_inet/text_aktionsplan_queer_barriere-
frei.pdf


https://bayern-gegen-gewalt.de/gewalt-infos-und-einblicke/gewalt-gegen/lsbtiq/
https://www.stmas.bayern.de/imperia/md/images/stmas/stmas_inet/text_aktionsplan_queer_barrierefrei.pdf
https://www.stmas.bayern.de/imperia/md/images/stmas/stmas_inet/text_aktionsplan_queer_barrierefrei.pdf

Drucksache 19/12945 Bayerischer Landtag 19. Wahlperiode

Seite 61

49. Abgeordnete  Nachdem Bayern an zehn Jugendamtsstandorten die Einfih-

Martina rung des Verfahrenslotsen gemaR 8§ 10b Sozialgesetzbuch
Fehlner Achtes Buch (SGB VIIlI) im Rahmen eines Modellprojekts er-
(SPD) probt hat, der Landesjugendhilfeausschuss auf Grundlage der

gewonnenen Erkenntnisse am 26.06.2024 fachliche Empfeh-
lungen beschlossen hat und der Verfahrenslotse seit
01.01.2024 verpflichtend in allen deutschen Kommunen einzu-
setzen ist, frage ich die Staatsregierung, ob mittlerweile alle
bayerischen Jugendamter einen Verfahrenslotsen gemaf
§ 10b SGB VIl einsetzen, welche Malinahmen die Staatsregie-
rung ergriffen hat oder plant, um die flichendeckende Umset-
zung zu unterstitzen, und wie die Staatsregierung die bisherige
Umsetzungspraxis der SGB VIII-Reform in Bayern insgesamt
bewertet?

Antwort des Staatsministeriums fir Familie, Arbeit und Soziales

Die Aufgaben der Kinder- und Jugendhilfe werden entsprechend der in Art. 28
Abs. 2 Grundgesetz verfassungsrechtlich gewéhrleisteten kommunalen Selbstver-
waltungsfreiheit von den 96 bayerischen Landkreisen und kreisfreien Stadten im
eigenen Wirkungskreis eigenverantwortlich wahrgenommen. Sie tragen dabei ge-
mar § 79 Achtes Buch Sozialgesetzbuch (SGB VIII) die Gesamtverantwortung ein-
schlieBlich der Planungs- und Finanzierungsverantwortung. Die Staatsregierung ist
daran nicht beteiligt und auch nicht dafiir verantwortlich (vgl. § 74 Abs. 2 S. 2 Ge-
schéaftsordnung fur den Bayerischen Landtag).

Um die bayerische Praxis bei der Umsetzung zu unterstiitzen, wurde im gemeinsa-
men Schulterschluss von Staatsregierung, Bayerischem Landesjugendhilfeaus-
schuss (LJHA) und der bayerischen Praxis ein landesweites Modellprojekt auf den
Weg gebracht. An unterschiedlichen Standorten wurden Modelle umgesetzt, mit
dem Ziel landesweiter fachlicher Empfehlungen fiir eine zielgerichtete Umsetzung
in ganz Bayern. Die Umsetzung erfolgte durch Forderung mit Landesmitteln
i. H. v. rund 900.000 Euro. Aus den Erfahrungen und Ergebnissen folgten letztlich
die Fachlichen Empfehlungen zur Umsetzung des Verfahrenslotsen nach § 10b So-
zialgesetzbuch Achtes Buch (SGB VIII)Y.

Neben den Fachlichen Empfehlungen zur Umsetzung des Verfahrenslotsen nach
§ 10b SGB VIII (Beschluss des LIJHA vom 26.06.2024) und den Empfehlung zur
Umsetzung des Verfahrenslotsen nach § 10b SGB VIII der Bundesarbeitsgemein-
schaft Landesjugendamter (BAGLJA)!8, die auf den bayerischen Empfehlungen
aufbauen, steht den Verfahrenslotsen in Bayern das Beratungsangebot des Zent-
rum Bayern Familie und Soziales — Bayerisches Landesjugendamt (ZBFS-BLJA)
zur Verfugung. Dieses umfasst rechtliche und fachliche Beratung sowohl bezogen
auf den Einzelfall als auch betreffend strukturelle Fragestellungen.

Erganzend stellt das ZBFS-BLJA den in Bayern als Verfahrenslotsen tatigen Fach-
kraften regionale, digitale Austauschplattformen auf OpenOlat zur Verfligung.

17

18

https://www.blja.bayern.de/imperia/md/content/blvf/bayerlandesjugendamt/fachliche-empfehlun-
gen_verfahrenslotse_ss10b_sgbviii.pdf
https://www.blja.bayern.de/imperia/md/content/blvf/bayerlandesjugendamt/aktuelles/157_empfeh-
lung_verfahrenslotse_barrierefrei.pdf


https://www.blja.bayern.de/imperia/md/content/blvf/bayerlandesjugendamt/fachliche-empfehlungen_verfahrenslotse_ss10b_sgbviii.pdf
https://www.blja.bayern.de/imperia/md/content/blvf/bayerlandesjugendamt/fachliche-empfehlungen_verfahrenslotse_ss10b_sgbviii.pdf
https://www.blja.bayern.de/imperia/md/content/blvf/bayerlandesjugendamt/aktuelles/157_empfehlung_verfahrenslotse_barrierefrei.pdf
https://www.blja.bayern.de/imperia/md/content/blvf/bayerlandesjugendamt/aktuelles/157_empfehlung_verfahrenslotse_barrierefrei.pdf
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50. Abgeordneter Ich frage die Staatsregierung, wie viele Schulbegleiter es in

Stefan Bayern gibt (bitte nach Landkreisen und Kommunen aufschlis-
Low seln), wie sich die Zahl der Schulbegleiter in den letzten zehn
(AfD) Jahren entwickelt hat (bitte nach Landkreisen und Kommunen

aufschlisseln) und wer sind jeweils die Kostentrager fir die
Schulbegleiter?

Antwort des Staatsministeriums fiir Familie, Arbeit und Soziales

Es darf zum einen auf die Antwort der Staatsregierung vom 07.02.2025 zur Schrift-
lichen Anfrage der Abgeordneten Franz Schmid, Elena Roon, Roland Magerl, An-
dreas Winhart und Mathias Vogler (AfD) vom 10.01.2025 (Drs. 19/485219%) betref-
fend ,Schulbegleitungen® (Ziffer 1.1) verwiesen werden.

Zum anderen wird die Frage in der Antwort der Staatsregierung vom 07.08.2025
zur Schriftichen Anfragen des Abgeordneten Franz Bergmdiller (AfD) vom
06.07.2025 (Drs. 19/78542°) betreffend ,Schulbegleitungen im Freistaat Bayern®
(ziffer 1) aufgegriffen.

Der statistische Bericht ,Eingliederungshilfe nach dem SGB IX in Bayern 2025 wird
erst im Herbst 2026 vom Bayerischen Landesamt fiir Statistik verdffentlicht. Kos-
tentrager fur Kinder und Jugendliche mit (drohender) seelischer Behinderung sind
die Landkreise und kreisfreien Stadte als Trager der Kinder- und Jugendhilfe. Fir
alle anderen Menschen mit (drohender) wesentlicher Behinderung sind es die Be-
zirke als Trager der Eingliederungshilfe. Alle Kostentrager werden im eigenen Wir-
kungskreis und kommunaler Selbstverwaltung tétig.

19

20

https://www.bayern.landtag.de/www/ElanTextAblage_WP19/Drucksachen/Schriftliche%20Anfra-
gen/19_0004852.pdf
https://www.bayern.landtag.de/www/ElanTextAblage_ WP 19/Drucksachen/Schriftliche%20Anfra-
gen/19_0007854.pdf


https://www.bayern.landtag.de/www/ElanTextAblage_WP19/Drucksachen/Schriftliche%20Anfragen/19_0004852.pdf
https://www.bayern.landtag.de/www/ElanTextAblage_WP19/Drucksachen/Schriftliche%20Anfragen/19_0004852.pdf
https://www.bayern.landtag.de/www/ElanTextAblage_WP19/Drucksachen/Schriftliche%20Anfragen/19_0007854.pdf
https://www.bayern.landtag.de/www/ElanTextAblage_WP19/Drucksachen/Schriftliche%20Anfragen/19_0007854.pdf
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51. Abgeordnete  Nachdem im Zuge der BayKiBiG-Reform (BayKiBiG = Bayeri-

Doris sches Kinderbildungs- und -betreuungsgesetz) kiinftig eine
Rauscher Funktionsstellenpauschale eingerichtet werden soll, um Stellen
(SPD) in den Bereichen Sprachférderung, digitale Bildung und pada-

gogische Qualitatsbegleitung zu finanzieren, die Mittel hierfur
die ortlichen Tréger der 6ffentlichen Jugendhilfe an Trager von
Kindertageseinrichtungen weiterleiten soll, sofern sie diese Auf-
gaben nicht selbst bernehmen, und das Staatsministerium fur
Familie, Arbeit und Soziales zur Ausgestaltung der Funktions-
stellenpauschale nun eine Steuerungsgruppe unter Beteiligung
der freien und offentlichen Tréagerseite eingesetzt hat, frage ich
die Staatsregierung, mit welcher Zielsetzung (bitte mit Angabe
des Zeitrahmens) die Steuerungsgruppe arbeitet, welche The-
men bzw. offenen Fragen in diesem Rahmen geklart werden
sollen und wie soll sichergestellt werden, dass die bislang im
Bereich der Sprachférderung, padagogischen Qualitatsbeglei-
tung und digitalen Bildung tatigen Fachkréafte und Strukturen im
Zuge der Umstellung nicht verloren gehen?

Antwort des Staatsministeriums fiir Familie, Arbeit und Soziales

Im Rahmen der BayKiBiG-Reform soll zum 01.01.2027 eine Funktionsstellenpau-
schale (FSP) als neue gesetzliche Leistung eingefiihrt werden. Die Trager der 6f-
fentlichen Jugendhilfe (Tro6ffJH) erhalten einen Pauschalbetrag, dessen Hohe sich
nach der Anzahl der Kitas in dem Landkreis bzw. der kreisfreien Stadt bemisst. Es
ist dabei nicht vorgesehen, dass die TroffJH diese Mittel unter Umstéanden an die
Trager von Kindertageseinrichtungen weitergeben. Es gilt vielmehr, dass die
TroffJH von dieser Pauschale Ubergeordnete Unterstiitzungsstrukturen in Form von
Funktionsstellen zur sprachlichen und digitalen Bildung sowie zur Padagogischen
Qualitatsbegleitung (PQB) bei sich selbst schaffen oder Kooperationspartner
(z. B. Freie Wohlfahrt) zur Erbringung dieser Beratungs- und Coachingleistung be-
auftragen kdnnen. Die Funktionsstellen sollen allen Kitas und Tagespflegestellen in
dem jeweiligen Landkreis bzw. der kreisfreien Stadt kostenlos zur Verfugung ste-
hen.

Die Steuerungsgruppe setzt sich aus Mitgliedern der Landesarbeitsgemeinschaft
der offentlichen und freien Wohlfahrtspflege, des Staatsinstituts fur Frihpadagogik
und Medienkompetenz , des Instituts fir Medienpadagogik in Forschung und Praxis,
der Regierungsfachberatungen und dem Staatsministerium fur Familie, Arbeit und
Soziales zusammen. AuBerdem ist ein Querschnitt aller Trager der drei betroffenen
Malnahmen — PQB, Sprach-Kitas und kita.digital-coaches — vertreten. Die konsti-
tuierende Sitzung fand am 20.04.2026 statt, und fir den 17.07.2027 ist bereits die
sechste Sitzung geplant. Die Steuerungsgruppe hat keine feste Laufzeit; sie bleibt
eingesetzt, solange sie bendtigt wird. Die Steuerungsgruppe begleitet die Erstellung
einer Konzeption und diskutiert zentrale Fragen zur Umsetzung der FSP. Zentrale
Aufgabe ist, den Ubergang in das neue System bestméglich zu gestalten. Dazu
gehdrt insbesondere die Erarbeitung von Strategien, um alle beteiligten Akteure
rechtzeitig zu informieren, sowie die Erarbeitung von Vollzugshinweisen und weite-
rer Informationen.

Durch die Bearbeitung dieser Themen, der geplanten Schreiben, konzeptionellen
Grundlagen und Informationsveranstaltungen soll frihzeitig Klarheit und
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Handlungssicherheit fur die Tr6ffJH geschaffen werden. Ziel ist, bewahrte Struktu-
ren bestmaoglich erhalten und den Beschéftigten Perspektiven erdffnen zu kénnen.
Die Anderung der Gesetzesbegriindung nach der Verbandeanhérung stellt klar,
dass die TroffJH bei Entscheidungen Uber die Mittelverwendung vorhandene Gre-
mien einbeziehen und die Angebote der Freien Wohlfahrt bertcksichtigen missen.
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52. Abgeordnete Ich frage die Staatsregierung, welche MaBnahmen die Staats-

Dr. Simone regierung vor dem Hintergrund steigender Temperaturen er-
Strohmayr greift, um einen angemessenen Hitzeschutz in bayerischen Kin-
(SPD) dertageseinrichtungen sicherzustellen, und wie bewertet die

Staatsregierung den Umstand, dass Kindertageseinrichtungen
aus Grunden des Brandschutzes insbesondere wahrend der
Nacht ihre Fenster vielfach nicht getffnet lassen kdnnen?

Antwort des Staatsministeriums fiir Familie, Arbeit und Soziales

Bei der Kindertagesbetreuung handelt es sich um eine kommunale Pflichtaufgabe
im eigenen Wirkungskreis. Die Gestaltung bzw. Ausstattung der Raumlichkeiten
und des Aul3enbereichs einer Kindertageseinrichtung obliegen der Entscheidung
des jeweiligen Tragers bzw. der jeweiligen Kommune. Sie ist stark abhéngig von
den individuellen drtlichen Gegebenheiten. Seitens des Freistaates, der im Bereich
der Kindertagesbetreuung im Rahmen der staatlichen Refinanzierung der Betriebs-
kosten lediglich foérderrechtliche Mindestvoraussetzungen vorschreibt, gibt es keine
Vorgaben zu (baulichen) HitzeschutzmalRnahmen.

Ergénzend wird darauf hingewiesen, dass auch die Sicherung des Kindeswohls in
der Verantwortung der Trager liegt. Die geeignete Ausgestaltung der Einrichtungen
nach MaRRgabe des Kindeswohls wird dabei durch die Bewilligungsbehdrden im
Rahmen des im Achten Buch Sozialgesetzbuch (SGB VIII) geregelten Betriebser-
laubnisverfahrens umfassend und in eigener Verantwortung gepruift.

Da einem angemessenem Hitzeschutz insbesondere aufgrund zunehmender Hitze-
perioden eine wachsende Bedeutung zukommt, bereitet das Staatsministerium fur
Familie, Arbeit und Soziales — ergénzend zu den Schutzmafihahmen der Kommu-
nen und Trager — die Umsetzung des neuen Investitionsprogramms ,Kindertages-
betreuung® vor. Mit diesem sollen Mittel aus dem Sondervermdgen Infrastruktur und
Klimaneutralitat fr Investitionen in Kindertageseinrichtungen in Bayern zur Verfi-
gung gestellt werden. Derzeit werden die Mdglichkeiten gepruft, im Rahmen dieses
Programms auch Ausstattungsinvestitionen zum Hitzeschutz finanziell zu unterstut-
zen.

Eine generelle brandschutzrechtliche Vorgabe, die Kitas dazu verpflichtet, ihre
Fenster nachts geschlossen zu halten, ist nicht bekannt. Verbindliche Regelungen
kénnten sich jedoch ggf. aus objektspezifischen Schutzkonzepten (insb. im Kontext
Einbruchs-/Vandalismusschutz, aber auch Kindesschutz) ergeben.
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53. Abgeordneter Ich frage die Staatsregierung, welche Erkenntnisse ihr zu Be-

Arif drohungen, Ubergriffen und sonstigen sicherheitsrelevanten
Tasdelen Vorfallen gegeniber Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern bayeri-
(SPD) scher Jugendamter in den Jahren 2020 bis 2026 vorliegen, wel-

che verbindlichen oder empfohlenen Schutz- und Sicherheits-
standards fur Hilfeplangespréache, Hausbesuche, Inobhutnah-
men und Gesprache mit erhéhtem Konfliktpotenzial in Bayern
bestehen und ob die Staatsregierung nach der Gewalttat in
Stade Handlungsbedarf sieht, die bayerischen Jugendamter
bei Gefahrdungsbeurteilungen, Deeskalation, Zusammenarbeit
mit der Polizei, baulichen Sicherheitsvorkehrungen und psy-
chosozialer Nachsorge starker zu unterstitzen?

Antwort des Staatsministeriums fir Familie, Arbeit und Soziales

Die Aufgaben der Jugendhilfe werden entsprechend der in Art. 28 Abs. 2 Grundge-
setz verfassungsrechtlich gewahrleisteten kommunalen Selbstverwaltungsfreiheit
von den 96 bayerischen Landkreisen und kreisfreien Stadten im eigenen Wirkungs-
kreis eigenverantwortlich wahrgenommen (vgl. Art. 15 Gesetz zur Ausfiihrung der
Sozialgesetze). lhnen obliegt dabei die Gesamt-, Planungs-, Personal- und Finan-
zierungsverantwortung. Die Staatsregierung ist daran nicht beteiligt und auch nicht
dafur verantwortlich (vgl. 8 74 Abs. 2 Geschéftsordnung flr den Bayerischen Land-

tag).

Statistische Daten zu Bedrohungen, Ubergriffen und sonstigen sicherheitsrelevan-
ten Vorfallen gegentiber Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern bayerischer Jugendam-
ter werden im Rahmen der amtlichen Kinder- und Jugendhilfestatistik nicht erhoben.
Konkrete Informationen hierzu liegen dem Staatsministerium fir Familie, Arbeit und
Soziales nicht vor.

Nach Mitteilung des Zentrum Bayern Familie und Soziales — Bayerisches Landes-
jugendamt (ZBFS-BLJA) halten bayerische Landratsamter und kreisfreie Stadte im
Rahmen der Gesamtorganisation grundsatzlich ein eigenes Sicherheitskonzept vor,
worin das drtliche Jugendamt integriert ist. Im Rahmen von regelm&Rig stattfinden-
den Besprechungen berat und unterstitzt das ZBFS-BLJA die bayerischen Jugend-
amter auch hinsichtlich der Umsetzung von Schutzkonzepten fur deren Beschéf-
tigte. Die Hinzuziehung der Polizei wird dabei regelméafig thematisiert. Das ZBFS-
BLJA hat den aktuellen Vorfall in Stade zum Anlass genommen, die bayerischen
Jugendamter verstarkt dabei zu unterstitzen, wie deren Vorkehrungen und Schutz-
mafl3nahmen weiter optimiert werden kénnen.
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Geschaftsbereich des Staatsministeriums fur Gesundheit, Pflege und
Pravention

54. Abgeordneter Ich frage die Staatsregierung, wie sie die finanziellen Auswir-

Andreas kungen des GKV-Beitragsstabilisierungsgesetzes auf die bay-
Hanna-Krahl  erischen Krankenh&user (bitte auf besonders betroffene Klini-
(BUNDNIS ken und auf die Auswirkungen auf Universitatskliniken einge-
90/DIE GRU- hen) bewertet, in welcher Hhe rechnet die Staatsregierung da-
NEN) mit, zusatzliche Landesmittel fur bayerische Kliniken aufwen-

den zu miissen, und welche Anderungen fordert die Staatsre-
gierung am aktuell vorliegenden Gesetzentwurf (bitte auch Ini-
tiativen, die bereits vonseiten der Staatsregierung im Bundesrat
ergriffen wurden oder geplant sind, angeben)?

Antwort des Staatsministeriums fur Gesundheit, Pflege und Pravention im
Einvernehmen mit dem Staatsministerium fur Wissenschaft und Kunst:

Eine groRe Anzahl der Krankenh&user in Bayern ist durch die Entwicklungen in den
letzten Jahren sowie aufgrund der Auswirkungen der Krankenhausreform des Bun-
des wirtschaftlich auf3erordentlich belastet. Die im Entwurf des GKV-Beitragssatz-
stabilisierungsgesetzes vorgesehenen MaRnahmen werden erneut die Kranken-
hauser und damit auch die Universitatsmedizin treffen. Vorgesehen sind sowohl
Regelungen zur Leistungserbringung durch Krankenhduser wie auch zur Kranken-
hausvergutung, so dass grundsatzlich alle Krankenh&auser in gleicher Weise betrof-
fen sind.

Das GKV-Beitragssatzstabilisierungsgesetz befindet sich derzeit im parlamentari-
schen Verfahren auf Bundesebene. Eine abschlieRende Bewertung der finanziellen
Auswirkungen des Gesetzes ist erst nach Abschluss der finalen Beratungen mog-
lich.
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55. Abgeordnete  Ich frage die Staatsregierung, wie viele staatliche Mittel in die

Ruth mittlerweile abgeschlossene iHOM-Studie (IHOM = Individuali-
Waldmann sierte homoopathische Behandlung zur Reduktion des Antibioti-
(SPD) kabedarfs bei Patientinnen mit rezidivierenden Harnwegsinfek-

ten) der Technischen Universitat Miinchen geflossen sind, wie
viele davon fur die dabei eingesetzten Globuli und aus welchen
Quellen stammen die ,Eigenmittel”, aus denen die Werbemal}-
nahmen fiur die Akquisition der Studienteilnehmerinnen (s.
Drs. 19/4423) finanziert wurden?

Antwort des Staatsministeriums fir Gesundheit, Pflege und Pravention

Der Technischen Universitat Minchen (TUM) wurden fur die Studie durch das Lan-
desamt fir Gesundheit und Lebensmittelsicherheit Mittel in Ho6he wvon
701.635,73 Euro zur Bewirtschaftung zugewiesen. Davon missen mindernd Aus-
gabereste in Hohe von 60.097,61 Euro in Abzug gebracht werden.

Im Hinblick auf die Ausgaben fir dabei eingesetzte Globuli verweisen wir auf die
Antwort des Staatsministeriums fur Gesundheit, Pflege und Pravention (StMGP) in
Drs. 19/4423, dort Frage 2b).

Aus welchen Quellen die TUM in die Studie eingebrachte Eigenmittel im Sinne der
Antwort auf Frage 2c) in Drs. 19/4423 ggf. refinanziert hat, ist dem StMGP nicht
bekannt.
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56. Abgeordneter Ich frage die Staatsregierung, welche Reha-Kliniken in Bayern

Andreas in den Jahren 2024 bis 2026 geschlossen wurden, welche
Winhart Reha-Kliniken in Bayern aktuell von einer SchlieRung bedroht
(AfD) sind und welche MaBnahmen zum Erhalt von Reha-Kliniken

wurden durch die Staatsregierung von 2024 bis heute ergriffen
(bitte nach einzelnem Klinikstandort aufgliedern, sofern még-
lich)?

Antwort des Staatsministeriums fur Gesundheit, Pflege und Pravention im
Einvernehmen mit dem Staatsministerium fir Familie, Arbeit und Soziales:

Fur den Freistaat besteht keine der Krankenhausplanung entsprechende Planungs-
kompetenz flr Vorsorge- oder Rehabilitationseinrichtungen i. S. d. 8 107 Abs. 2
Finftes Buch Sozialgesetzbuch. Auch hinsichtlich der Zulassung von Rehabilitati-
onseinrichtungen hat der Freistaat keine Befugnisse. Der Sicherstellungsauftrag fir
die rehabilitative Versorgung liegt bei den Sozialversicherungstragern. Nur in Ein-
zelfallen erlangt die Staatsregierung Kenntnis vom Ausscheiden einer Klinik.

Ein Verzeichnis der stationdren Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen in Bay-
ern fur das Jahr 2024 ist auf der Homepage des Statistischen Bundesamtes abruf-
bar?l. Aus der aktuellen Statistik 2024 (229 Einrichtungen in Bayern; Stand: 10.
September 2025) ergibt sich eine sehr leicht ricklaufige Anzahl der Vorsorge- und
Rehabilitationseinrichtungen im Vergleich zur Statistik 2023 (233 Einrichtungen in
Bayern). Gleichwohl ist Bayern weiterhin Reha-Land Nr. 1 in Deutschland.

In Bezug auf tragereigene Rehabilitationskliniken der drei unter der Aufsicht des
Staatsministeriums fur Familie, Arbeit und Soziales stehenden Regionaltrager der
Deutschen Rentenversicherung in Bayern waren im angefragten Zeitraum von 2024
bis 2026 keine Schlieldungen zu verzeichnen; auch sind keine Schliefungen im wei-
teren Jahresverlauf 2026 zu erwarten.

21

vgl. https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Gesundheit/Vorsorgeeinrichtungen-Re-
habilitationseinrichtungen/Tabellen/gd-vorsorge-reha-bl.html


https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Gesundheit/Vorsorgeeinrichtungen-Rehabilitationseinrichtungen/Tabellen/gd-vorsorge-reha-bl.html
https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Gesundheit/Vorsorgeeinrichtungen-Rehabilitationseinrichtungen/Tabellen/gd-vorsorge-reha-bl.html
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57. Abgeordneter Ich frage die Staatsregierung, fir welche Badegewasser in

Christian Bayern seit 2025 Badeverbote oder Badewarnungen ausge-
Zwanziger sprochen wurden (bitte aufschlisseln nach Regierungsbezirk,
(BUNDNIS Badegewasser, MaBnahme, Grund fir die MaBnahme sowie
90/DIE GRU-  Zeitdauer), welche als EU-Badestellen ausgewiesenen Gewas-
NEN) ser in Bayern gemaf der EU-Wasserrahmenrichtlinie aktuell

keinen guten oder sehr guten 6kologischen Zustand erreichen
und welche MaRnahmen ergreift die Staatsregierung zur Redu-
zierung des Néahrstoffeintrags in bayerische Badegewasser zur
unmittelbaren Bekdmpfung von Blaualgen sowie zum kurzfris-
tigen Schutz der Badegaste in betroffenen Badegewassern (bei
konkreten objektbezogenen Maflinahmen bitte nach Badege-
wasser aufschlisseln)?

Antwort des Staatsministeriums flir Gesundheit, Pflege und Pravention im
Einvernehmen mit dem Staatsministerium fir Umwelt und Verbraucher-

schutz:

Der Staatsregierung liegen folgende Informationen zu Badeverboten und Badewar-

nungen an EU-Badegewassern fir das Jahr 2025 vor:

Oberbayern
Badegewasser MaRnahme Grund fur die MaRnahme Zeitdauer
Kastenseeoner See, Gloon |Warnung Cyanobakterienmassenvorkommen |19.08.2025 —
29.08.2025
Kastenseeoner See, Gloon |Warnung Cyanobakterienmassenvorkommen |09.09.2025 —
15.09.2025
Baggersee Ingolstadt Warnung Cyanobakterienmassenvorkommen |03.09.2025 —
07.10.2025
Ebenhausener Weiher Badeverbot Cyanobakterienmassenvorkommen |17.06.2025 —
15.09.2025
Ammersee, Herrschinger Warnung Zerkarien 24.06.2025 -
Bucht 31.08.2025
Leitgeringer See, Tittmoning |Warnung Cyanobakterienmassenvorkommen |06.08.2025 —
12.08.2025
Niederbayern:
Badegewasser MaRnahme Grund fur die MaRBnahme Zeitdauer
Eginger See Warnung Cyanobakterienmassenvorkommen |28.08.2025 —
15.09.2025
Freudensee Warnung Cyanobakterienmassenvorkommen | 30.05.2025 —
23.06.2025
Freudensee Warnung Cyanobakterienmassenvorkommen | 14.08.2025 —
15.09.2025
Dreiburgensee Warnung Cyanobakterienmassenvorkommen |08.08.2025 —
27.08.2025
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Dreiburgensee Badeverbot Cyanobakterienmassenvorkommen |28.08.2025 —
08.09.2025
Dreiburgensee Badeverbot Cyanobakterienmassenvorkommen |09.09.2025 —
15.09.2025
Oberpfalz:
Badegewasser MaRnahme Grund fur die MaBnahme Zeitdauer
Naturbad Ruf3weiher Warnung Cyanobakterienmassenvorkommen |10.07.2025 —
29.07.2025
Oberfranken:
Badegewasser MaRnahme Grund fur die MaBnahme Zeitdauer
Baggersee Ebing Warnung Cyanobakterienmassenvorkommen |18.07.2025 —
23.07.2025
Auensee Joditz Warnung Cyanobakterienmassenvorkommen |13.08.2025 —
25.09.2025
Formitzspeicher Warnung Cyanobakterienmassenvorkommen | 15.08.2025 —
15.09.2025
Ebensfelder See Badeverbot Fischsterben 03.08.2025 —
07.08.2025
Ebensfelder See Warnung Cyanobakterienmassenvorkommen | 13.08.2025 —
30.09.2025
Ortswiesensee Warnung Cyanobakterienmassenvorkommen | 13.08.2025 —
22.09.2025
Mittelfranken:
Badegewasser MaRnahme Grund fir die MaRnahme Zeitdauer
Krummweiher Warnung Cyanobakterienmassenvorkommen |16.07.2025 —
26.08.2025
Krummweiher Badeverbot Cyanobakterienmassenvorkommen |26.08.2025 —
15.09.2025
Kleiner Brombachsee, Warnung Cyanobakterienmassenvorkommen | 18.05.2025 —
Absberg Seespitz 20.05.2025
Kleiner Brombachsee, Warnung Cyanobakterienmassenvorkommen | 14.07.2025 —
Absberg Seespitz 21.07.2025
Kleiner Brombachsee, Badeverbot Cyanobakterienmassenvorkommen |21.07.2025 —
Absberg Seespitz 04.08.2025
Kleiner Brombachsee, Warnung Cyanobakterienmassenvorkommen | 04.08.2025 —
Absberg Seespitz 11.08.2025
Kleiner Brombachsee, Badeverbot Cyanobakterienmassenvorkommen |08.09.2025 —
Absberg Seespitz 29.09.2025
Kleiner Brombachsee, Warnung Cyanobakterienmassenvorkommen |29.09.2025 —
Absberg Seespitz 27.10.2025
Kleiner Brombachsee, Warnung Cyanobakterienmassenvorkommen |18.05.2025 —

Badehalbinsel Absberg

20.05.2025
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Kleiner Brombachsee, Warnung Cyanobakterienmassenvorkommen |14.07.2025 —
Badehalbinsel Absberg 21.07.2025
Kleiner Brombachsee, Badeverbot Cyanobakterienmassenvorkommen |21.07.2025 —
Badehalbinsel Absberg 04.08.2025
Kleiner Brombachsee, Warnung Cyanobakterienmassenvorkommen | 04.08.2025 —
Badehalbinsel Absberg 11.08.2025
Kleiner Brombachsee, Warnung Cyanobakterienmassenvorkommen | 18.08.2025 —
Badehalbinsel Absberg 08.09.2025
Kleiner Brombachsee, Badeverbot Cyanobakterienmassenvorkommen |08.09.2025 —
Badehalbinsel Absberg 29.09.2025
Kleiner Brombachsee, Warnung Cyanobakterienmassenvorkommen |29.09.2025 —
Badehalbinsel Absberg 27.10.2025
Kleiner Brombachsee, Warnung Cyanobakterienmassenvorkommen | 18.05.2025 —
Badestrand Campingplatz 20.05.2025
Kleiner Brombachsee, Warnung Cyanobakterienmassenvorkommen | 14.07.2025 —
Badestrand Campingplatz 21.07.2025
Kleiner Brombachsee, Badeverbot Cyanobakterienmassenvorkommen |21.07.2025 —
Badestrand Campingplatz 04.08.2025
Kleiner Brombachsee, Warnung Cyanobakterienmassenvorkommen | 04.08.2025 —
Badestrand Campingplatz 11.08.2025
Kleiner Brombachsee, Warnung Cyanobakterienmassenvorkommen | 18.08.2025 —
Badestrand Campingplatz 08.09.2025
Kleiner Brombachsee, Badeverbot Cyanobakterienmassenvorkommen |08.09.2025 —
Badestrand Campingplatz 29.09.2025
Kleiner Brombachsee, Warnung Cyanobakterienmassenvorkommen |29.09.2025 —
Badestrand Campingplatz 27.10.2025
Kleiner Brombachsee, Warnung Cyanobakterienmassenvorkommen | 18.05.2025 —
Wakepark 20.05.2025
Kleiner Brombachsee, Warnung Cyanobakterienmassenvorkommen | 14.07.2025 —
Wakepark 21.07.2025
Kleiner Brombachsee, Badeverbot Cyanobakterienmassenvorkommen |21.07.2025 —
Wakepark 04.08.2025
Kleiner Brombachsee, Warnung Cyanobakterienmassenvorkommen | 04.08.2025 —
Wakepark 11.08.2025
Kleiner Brombachsee, Warnung Cyanobakterienmassenvorkommen | 18.08.2025 —
Wakepark 08.09.2025
Kleiner Brombachsee, Badeverbot Cyanobakterienmassenvorkommen |08.09.2025 —
Wakepark 29.09.2025
Kleiner Brombachsee, Warnung Cyanobakterienmassenvorkommen |29.09.2025 —
Wakepark 27.10.2025
Altmihlsee, Seezentrum Warnung Cyanobakterienmassenvorkommen |18.05.2025 —
Muhr 20.05.2025
Altmihlsee, Seezentrum Badeverbot Cyanobakterienmassenvorkommen | 25.06.2025 —
Muhr 30.06.2025
Altmihlsee, Seezentrum Warnung Cyanobakterienmassenvorkommen |02.07.2025 —

Muhr

16.07.2025
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Altmihlsee, Seezentrum Badeverbot Cyanobakterienmassenvorkommen |16.07.2025 —
Muhr 21.07.2025
Altmihlsee, Seezentrum Warnung Cyanobakterienmassenvorkommen |21.07.2025 —
Muhr 23.07.2025
Altmihlsee, Seezentrum Badeverbot Cyanobakterienmassenvorkommen |23.07.2025 —
Muhr 25.07.2025
Altmihlsee, Seezentrum Warnung Cyanobakterienmassenvorkommen | 25.07.2025 —
Muhr 27.10.2025
Altmihlsee, Seezentrum Warnung Cyanobakterienmassenvorkommen | 18.05.2025 —
wald 20.05.2025
Altmihlsee, Seezentrum Warnung Cyanobakterienmassenvorkommen | 25.06.2025 —
Wald 30.06.2025
Altmihlsee, Seezentrum Warnung Cyanobakterienmassenvorkommen |02.07.2025 —
Wald 23.07.2025
Altmihlsee, Seezentrum Warnung Cyanobakterienmassenvorkommen |28.07.2025 —
Wald 27.10.2025
Altmihlsee, Seezentrum Warnung Cyanobakterienmassenvorkommen | 18.05.2025 —
Schlungenhof 20.05.2025
Altmihlsee, Seezentrum Badeverbot Cyanobakterienmassenvorkommen | 25.06.2025 —
Schlungenhof 30.06.2025
Altmihlsee, Seezentrum Warnung Cyanobakterienmassenvorkommen | 30.06.2025 —
Schlungenhof 14.07.2025
Altmihlsee, Seezentrum Badeverbot Cyanobakterienmassenvorkommen |14.07.2025 —
Schlungenhof 21.07.2025
Altmihlsee, Seezentrum Warnung Cyanobakterienmassenvorkommen |21.07.2025 —
Schlungenhof 25.08.2025
Altmihlsee, Seezentrum Badeverbot Cyanobakterienmassenvorkommen |25.08.2025 —
Schlungenhof 27.08.2025
Altmihlsee, Seezentrum Warnung Cyanobakterienmassenvorkommen |27.08.2025 —
Schlungenhof 27.10.2025
Hahnenkammsee Warnung Cyanobakterienmassenvorkommen |01.09.2025 —
15.09.2025
Unterfranken:
Badegewasser MaRnahme Grund fur die MaRBnahme Zeitdauer
Mainparksee, Strand Abraten vom | Cyanobakterienmassenvorkommen |08.09.2025 —
Mainaschaff Baden 22.10.2025
Mainparksee, Strand Abraten vom | Cyanobakterienmassenvorkommen |08.09.2025 —
Mainaschaff Baden 22.10.2025
Kleidersee Abraten vom | Cyanobakterienmassenvorkommen |22.07.2025 —
Baden 24.07.2025
Kleidersee Badeverbot Cyanobakterienmassenvorkommen |25.07.2025 —
01.08.2025
Kleidersee Badeverbot Cyanobakterienmassenvorkommen |20.08.2025 —

15.09.2025
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Sandner See Badeverbot hohe Konzentration von Enterokok- |25.06.2025 —
ken im Wasser nachgewiesen 27.06.2025

Badesee Irmelshausen Warnung Cyanobakterienmassenvorkommen | 13.08.2025 —

15.09.2025

Schwaben:

Badegewasser MaRnahme Grund fur die MaBnahme Zeitdauer

Weitmannsee, Kissing Badeverbot hohe Konzentration von E- 25.06.2025 —
scherichia coli und Enterokokken 03.07.2025

im Wasser nachgewiesen
Weitmannsee, Kissing Badeverbot hohe Konzentration von E- 23.07.2025 -
;cherlchla coli und E_nterokokken 13.08.2025

im Wasser nachgewiesen
Weitmannsee, Kissing Badeverbot hohe Konzentration von Enterokok- |20.08.2025 —
ken im Wasser nachgewiesen

27.08.2025
Gartnersee, Badeverbot Cyanobakterienmassenvorkommen |04.07.2025 —
Gundelfingen 15.09.2025
Rothdachweiher Warnung Cyanobakterienmassenvorkommen | 14.08.2025 —
Babenhausen 19.08.2025
Ludwigsfelder Badesee |Warnung Cyanobakterienmassenvorkommen | 04.07.2025 —

23.07.2025
Pfuhler Badesee Warnung Cyanobakterienmassenvorkommen | 24.06.2025 —

15.09.2025

Da Meldungen Uber verhangte Badeverbote oder Badewarnungen von den Ge-
sundheitsamtern erst nach der jeweils aktuellen Badesaison mitgeteilt werden, lie-
gen Daten fur das Jahr 2026 bislang nur lokal an den Gesundheitsémtern vor und
kénnen mit der zur Beantwortung zur Verfigung stehenden Zeit mit vertretbarem
Aufwand nicht abgefragt werden.

Im aktuell gultigen Bewirtschaftungsplan wurde fir nachfolgende Seen mit ausge-
wiesenen EU-Badestellen kein guter oder sehr guter 6kologischer Zustand ausge-
wiesen: Altmihlsee, GrofRer Brombachsee, Kleiner Brombachsee, Igelsbachsee,
Formitzspeicher, Untreusee, GrolRer Alpsee b. Immenstadt, Griintensee, Hopfen-
see, Niedersonthofener See, Rottachsee, Rothsee, Schliersee, Seehamer See,
Abtdorfer See, Waginger See, Steinberger See, Riegsee, Staffelsee.

Grundsatzlich hat die MaBhahmenplanung im Zusammenhang mit dem Bewirt-
schaftungsplan gemal Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) zum Ziel, alle notwendigen
MafRnahmen aufzuzeigen, die fir die Erreichung des guten Zustands nach der
WRRL erforderlich sind. Diese bestehende MalRhahmenplanung wird derzeit unter
Federfuhrung der Wasserwirtschaftsverwaltung aktualisiert.

Die Gewasserschutzberatung an den Amtern fiir Ernahrung, Landwirtschaft und
Forsten unterstitzt Landwirte vor Ort bei der Erstellung und Umsetzung geeigneter
MaRnahmenkonzepte, um die Phosphateintrage aus landwirtschaftlich genutzten
Flachen in die Gewasser zu reduzieren.

Die Initiative boden:standig der Landlichen Entwicklung unterstiitzt Gemeinden und
Landwirte bei der Umsetzung von MalRnahmen zur Reduktion von Erosion und
Nahrstoffeintragen in Gewasser. Ziel ist es, Wasser in der Flache zu halten, die
Bodenfruchtbarkeit zu sichern und die Wasserqualitat nachhaltig zu verbessern.
Durch diese MalRnahmen werden die Voraussetzungen geschaffen, um die Resili-
enz der Landschaft gegentber klimatischen Veranderungen zu erhéhen und somit
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beispielsweise auch die Blaualgenproblematik einzudammen. Mit Blick auf Planung
und Umsetzung konkreter Ma3nahmen arbeiten Wasserwirtschafts- und Landwirt-
schaftsverwaltung inklusive der Landlichen Entwicklung eng zusammen, insbeson-
dere auch bei der fachlichen Unterstiitzung zur Reduktion der Phosphoreintrage
aus der Flache.

Speziell am Altmihisee laufen MaRnahmen, die eine Kombination aus Gefahren-
management, Koordination vor Ort und Malinahmen zur N&hrstoffreduktion umfas-
sen. Das Wasserwirtschaftsamt Ansbach kommuniziert diese MaRnahmen auf der
eigenen Internetseite?2,

Zum kurzfristigen Schutz der Badegéste werden EU-Badegewasser von den Ge-
sundheitsamtern regelmafiig Uberwacht. Bei Cyanobakterienmassenvorkommen
werden Warnhinweise veroéffentlicht, ggf. wird vom Baden abgeraten oder das Ba-
den verboten.

22

siehe https://www.wwa-an.bayern.de/themen/ueberleitung_donau_main/fraenkische_seen/entwick-
lung_as/index.htm


https://www.wwa-an.bayern.de/themen/ueberleitung_donau_main/fraenkische_seen/entwicklung_as/index.htm
https://www.wwa-an.bayern.de/themen/ueberleitung_donau_main/fraenkische_seen/entwicklung_as/index.htm
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Geschaftsbereich des Staatsministeriums fir Digitales

58. Abgeordneter Ich frage die Staatsregierung, welche Behérden, Staatsministe-

Gerd rien, nachgeordneten staatlichen Stellen, Schulen, Hochschu-
Mannes len und sonstigen Einrichtungen des Freistaates derzeit IT-
(AfD) Dienste, Cloud-Dienste oder Softwareldsungen von US-ameri-

kanischen Anbietern nutzen, welche personenbezogenen, be-
hordlichen, sicherheitsrelevanten oder sonstigen sensiblen Da-
ten werden im Rahmen dieser US-amerikanischen IT-, Cloud-
oder Software-dienste verarbeitet und welche MaRnahmen
plant die Staatsregierung zur Verringerung der Abhéangigkeit
bayerischer Behérden von US-amerikanischen IT-, Cloud- und
Softwareanbietern nach der vom Staatsministerium fir Digitales
am 02.07.2026 thematisierten US-Supreme-Court-Entschei-
dung zur politischen Unabhéangigkeit der Federal Trade Com-
mission?

Antwort des Staatsministeriums fur Digitales
Die erbetenen Daten werden nicht zentral erhoben. Wegen der geplanten Mal3nah-

men der Staatsregierung wird auf die Pressemitteilung des Staatsministeriums fir
Digitales vom 27.05.2026 Bezug genommen?3.

2 https://www.stmd.bayern.de/digitalministerium-startet-projekt-fuer-digitale-souveraenitaet-minister-dr-
mehring-will-souveraenen-arbeitsplatz/?seite=35680


https://www.stmd.bayern.de/digitalministerium-startet-projekt-fuer-digitale-souveraenitaet-minister-dr-mehring-will-souveraenen-arbeitsplatz/?seite=35680
https://www.stmd.bayern.de/digitalministerium-startet-projekt-fuer-digitale-souveraenitaet-minister-dr-mehring-will-souveraenen-arbeitsplatz/?seite=35680
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